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      Vorwort
 
      Mehr als 150 Staaten weltweit erheben inzwischen eine Mehrwertsteuer oder eine ähnliche Steuer. Selbst Länder wie die Vereinigten
         Arabischen Emirate, die bisher nahezu keine Steuern erhoben haben, planen für 2018 die Einführung einer Value Added Tax. In
         allen Ländern, die eine Mehrwertsteuer erheben, trägt diese in erheblichem Maße zum Staatseinkommen bei und ist häufig mit
         einem Anteil von rund 30 % des Fiskaleinkommens eine der drei einkommensstärksten Steuern. In allen Ländern gilt, dass der
         Endkunde mit dieser Steuer belastet sein soll, wohingegen die Mehrwertsteuer bei Transaktionen zwischen zum Vorsteuerabzug
         berechtigten Unternehmen, die ebenfalls steuerbare Leistungen – sofern diese den Vorsteuerabzug nicht ausschließen – erbringen,
         aufwandsneutral sein soll. Dies mag bei inländischen Transaktionen durch das Recht zum Vorsteuerabzug noch relativ einfach
         zu gewährleisten sein, wird jedoch bei Transaktionen über mehrere Steuerhoheitsgebiete deutlich schwieriger.
      
 
      Das in den derzeit 28 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) gültige Mehrwertsteuerrecht basiert auf der Mehrwertsteuersystemrichtlinie
         (MwStSystRL) der EU und hat somit eine gemeinsame Grundlage. Wie alle Richtlinien ist diese durch die Mitgliedsstaaten in nationales
         Recht umzusetzen. Dies führt in einzelnen Punkten einerseits zu unterschiedlichen Auslegungen der MwStSystRL, andererseits gibt diese eine Reihe von Optionen vor, die den Mitgliedsstatten Freiraum im Rahmen der Festlegung ihrer nationalen
         Regelungen gibt. Dies führt dazu, dass das „harmonisierte Mehrwertsteuerrecht der EU“ in der Praxis nur für absolute Grundlagen
         der Steuererhebung gilt, während für bestimmte Transaktionen – wie z. B. Werklieferungen oder Reihengeschäfte – und die Frage
         der Erhebung der Steuer in jedem Land andere Regelungen zu befolgen sind.
      
 
      Bei Steuersätzen zwischen 15 und 27 % auf den Umsatz haben nicht nur die Finanzverwaltungen ein erhebliches Interesse an der
         ordnungsgemäßen Vereinnahmung der Mehrwertsteuer, sondern auch Steuerbetrüger haben schon vor Jahren das „Potential der Mehrwertsteuer“
         erkannt. Die europäische Kommission beziffert den jährlichen Verlust des Steueraufkommens aufgrund von Steuerbetrug auf 50
         Mrd. Euro. Daraus resultiert das kontinuierliche Bestreben der EU Mitgliedsstaaten zur Betrugsbekämpfung. Da der Informationsaustausch
         zwischen den Mitgliedsstaaten und eine engere Vernetzung zur gemeinsamen Kontrolle des Steueraufkommens sehr langsam voran
         schreiten, hat sich als probates Mittel dazu in den letzten Jahren vor allem das Reverse-Charge-Verfahren erwiesen. Wenn Steuerschuldner
         und ggfs. zum Vorsteuerabzug berechtigter Unternehmer ein- und dieselbe Person sind, ist für Steuerbetrug auf Basis nicht ordnungsgemäß abgeführter Umsatzsteuer nicht mehr viel Raum. Für die beteiligten Unternehmen ergibt sich durch die Anwendbarkeit
         des Reverse-Charge-Verfahrens auf der einen Seite oft ein finanzieller Vorteil, weil keine „Vorfinanzierung“ der Umsatzsteuer
         mehr erforderlich ist und/oder bei Aktivitäten im Ausland eine umsatzsteuerliche Registrierung entbehrlich ist. Auf der anderen
         Seite führt aber gerade die in den letzten 5 Jahren verstärkt eingeführte Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens dazu, dass
         von einer harmonisierten Grundlage des Mehrwertsteuerrechts in der EU immer weniger gesprochen werden kann – zu vielfältig
         sind die nationalen Regelungen zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens, zu wenig harmonisiert sind die Definitionen betroffener
         Leistungen, Warengruppen und Unternehmen.
      
 
      Die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens ist nur ein Beispiel dafür, wie unterschiedlich das Mehrwertsteuerrecht in den
         EU-Staaten ausgestaltet ist. Dieses Buch verschafft Ihnen einen ersten Überblick dazu, wie das Mehrwertsteuerrecht in ausgewählten
         EU-Mitgliedsstaaten und den Drittländern China, Russland, Indien, Norwegen, Schweiz und Türkei ausgestaltet ist. Hierbei wurde
         der Fokus auf die gängigsten Transaktionen gelegt, die Unternehmen in anderen Ländern tätigen. Die Ausführungen zu den mehrwertsteuerlichen
         Regelungen in den einzelnen Staaten werden um Ausführungen zur praktischen Abwicklung im Fall einer (mehrwert-)steuerlichen
         Registrierungspflicht ergänzt.
      
 
      Natürlich ist jeder Sachverhalt stets gesondert zu betrachten und die gesamte Leistungsbeziehung mit Lieferanten/Subunternehmern,
         Kunden und Kundeskunden ist zu würdigen, da sich aus vermeintlich kleinen Änderungen in den Leistungsbeziehungen durchaus
         unterschiedliche mehrwertsteuerliche Konsequenzen ergeben können. Dieses Buch kann daher keine Beratung durch einen lokalen
         Steuerberater ersetzen, sondern soll dazu dienen, Ihnen einen ersten Überblick geben, welche mehrwertsteuerlichen Rechtsfolgen
         in den einzelnen Ländern zu erwarten sind. Wir hoffen, dass Ihnen dieses Buch dabei hilft, potentielle Abweichungen zum deutschen
         Umsatzsteuerrecht zu erkennen und mit gezielten Fragen an einen lokalen Steuerberater heranzutreten.
      
 
      Wir Autoren haben alle langjährige Erfahrung mit grenzüberschreitenden Leistungsbeziehungen und diese praktischen Erfahrungen
         sind in unser Buch eingeflossen – wir sehen es vor allem als Unterstützung von Praktikern für Praktiker!
      
 
      Die Autoren Matthias Feldt, Diana Ellenberg, Erik Brutscheidt, Marc R. Plikat, Daniela Gerhards
 
      Essen und Mühlheim, Juni 2016
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         AG,   befasst sich nunmehr seit fast fünfzehn Jahren schwerpunktmäßig mit nationalem   und internationalem Umsatzsteuerrecht
         und ist Spezialistin für   umsatzsteuerliche Fragestellungen im Konzern. Darüber hinaus umfasst ihr   Aufgabengebiet auch
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      Begriffsbestimmungen
 
      Allgemein
 
      In den Ausführungen zu den einzelnen Staaten wird teilweise vorausgesetzt, dass feststehende umsatzsteuerliche Begriffsbestimmungen
         bekannt sind. Mit der folgenden Begriffsbestimmung sollen – in zusammengefasster Form – die Grundbegriffe erläutert werden.
      
 
      Das Umsatzsteuerrecht der einzelnen EU-Staaten basiert auf der „Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 11. 2006 über das
         gemeinsame Mehrwertsteuersystem“ (Mehrwertsteuersystemrichtlinie – MwStSystRL), die zum 1. 1. 2007 die „6. EG-Richtlinie des Rates vom 17. 5. 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten – 77/308/EWG“ abgelöst hatte.
      
 
      Die Regelungen der MwStSystRL begründen zunächst nur eine Verpflichtung für die Mitgliedstaaten zur Umsetzung in nationales Recht.
 
      Soweit die MwStSystRL nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß in nationales Recht umgesetzt worden ist, kann sich der Steuerpflichtige auf eine
         für ihn günstigere Regelung der MwStSystRL berufen. Diese Berufung ist allerdings nur möglich, wenn die Regelungen der MwStSystRL auch inhaltlich hinreichend bestimmt sind.
      
 
      Bei der inhaltlichen Bestimmtheit ergibt sich vielfach das schlichte Problem der unterschiedlichen Übersetzung in einzelne
         Sprachen der EU. Die Frage der richtlinienkonformen Umsetzung in nationales Recht führt zunehmend zu Verfahren vor dem Europäischen
         Gerichtshof (EuGH). Die Auslegung der MwStSystRL durch den EuGH bestimmt dem folgend zunehmend auch die nationalen Gesetze. Gleichzeitig wird in großen Teilen durch die EuGH-Rechtsprechung
         eine weitere Annäherung der einzelnen nationalen Regelungen erreicht.
      
 
      Eine vollständige Identität aller nationalen Umsatzsteuergesetze ist aus zwei Gründen aber nicht zu erzielen.
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                  Bereits mit der Einführung der 6. EG-Richtlinie in 1977 ist es den damaligen EU-Mitgliedstaaten erlaubt worden, nationale Regelungen beizubehalten, wenn diese Regelungen
                     der Steuervereinfachung bzw. der Verhütung von Steuerhinterziehungen oder Steuerumgehungen dienten (Art. 394 der MwStSystRL).
                  

               
            

         
      

      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	
               	
                  Die in Deutschland praktizierte Umrechnung von Werten in fremder Währung nach Durchschnittssätzen (§ 16 Abs. 6 UStG) gehört beispielsweise zu den beibehaltenen Regelungen, die von der MwStSystRL abweichen.

               
            

         
      

      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	
               	
                  Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten ermächtigt werden, weitere von der MwStSystRL abweichende Sondermaßnahmen einzuführen, um die Steuererhebung zu vereinfachen oder Steuerhinterziehungen oder Steuerumgehungen zu verhindern (Art. 395 MwStSystRL).
                  

               
            

         
      

      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	b.
               	
                  Die MwStSystRL enthält weit über 100 sog. Optionsmöglichkeiten, d. h. es steht den einzelnen Mitgliedstaaten frei, Vorgaben der MwStSystRL umzusetzen.

               
            

         
      
 
      
      
      Beispiel: Ein Beispiel für diese Optionsmöglichkeit ist die Umsetzung einer umsatzsteuerlichen Organschaft. Diese Optionsmöglichkeit
         führt dazu, dass die umsatzsteuerliche Organschaft nur in einigen Mitgliedstaaten bekannt ist.
      

       
      Die EU-Kommission hat die Notwendigkeit einer weiteren Harmonisierung erkannt. So wurde durch die Richtlinie 2010/45/EU des
         Rates vom 13. 7. 2010 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem hinsichtlich der Rechnungsstellungsvorschriften
         zum 1. 1. 2013 ein weiterer Schritt in diese Richtung getan.
      
 
      Aus den oben angeführten „erlaubten“ Abweichungen und der nicht immer richtlinienkonformen Umsetzung resultiert die Tatsache,
         dass die Steuergesetze der einzelnen Staaten leider nicht vollständig identisch sind.
      
 
      In der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 des Rates vom 15. 3. 2011 zur Festlegung von Durchführungsvorschriften zur
         Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist – zumindest für einen kleinen Bereich – eine verbindliche
         Auslegung von Begriffen erfolgt.
      
 
      Bezüglich der Ausführungen zu den Nicht-EU-Staaten ist anzumerken, dass diese Staaten sich selbstverständlich nicht an Vorgaben
         der MwStSystRL halten müssen. Gleichwohl ist festzustellen, dass auch die Umsatzsteuergesetze von Nicht-EU-Staaten starke Parallelen zum EU-Recht zeigen.
      
 
      Unternehmen/Organkreis
 
      Unternehmer/Steuerpflichtiger
 
      Die MwStSystRL kennt nicht den im deutschen Umsatzsteuerrecht verwendeten Begriff des Unternehmers, sondern spricht in Art. 9 vom „Steuerpflichtigen“.
 
      Gemäß Art. 9 Abs. 1 der MwStSystRL gilt als Steuerpflichtiger, wer eine wirtschaftliche Tätigkeit selbständig und unabhängig ausübt, gleichgültig zu welchem
         Zweck und mit welchem Ergebnis.
      
 
      Der Begriff des Unternehmers ist im deutschen Umsatzsteuergesetz in § 2 Abs. 1 S. 1 UStG definiert. Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt.
 
      Trotz der unterschiedlichen Formulierung decken sich der Unternehmerbegriff des deutschen UStG und der Begriff des Steuerpflichtigen der MwStSystRL inhaltlich.
 
      Im Folgenden werden die Begriffe „der Unternehmer“ oder „das Unternehmen“ synonym verwendet und meinen den Steuerpflichtigen
         gem. MwStSystRL.
      
 
      Organkreis
 
      Eine umsatzsteuerliche Organschaft kann von den einzelnen EU-Staaten optional umgesetzt werden. Verschiedene Staaten kennen
         eine Organschaft (z. B. Deutschland, Niederlande, Österreich, Großbritannien, Belgien, Spanien) wohingegen in anderen Staaten
         die Organschaftsregel unbekannt ist. Die Regelungen sind in einzelnen Staaten sehr unterschiedlich. So ist beispielsweise
         in Schweden die Organschaft auf die Finanzwirtschaft begrenzt (vgl. auch Vertragsverletzungsverfahren gegen Schweden, EuGH vom 25. 4. 2013, C-480/10). Irland lässt auch nichtsteuerpflichtige Personen im Organkreis zu (vgl. Vertragsverletzungsverfahren gegen Irland, EuGH vom 9. 4. 2013, C-85/11).
      
 
      In der Regel können nur die in dem jeweiligen Land ansässigen Unternehmen einen Organkreis bilden.
 
      Leistung
 
      Das deutsche Umsatzsteuerrecht definiert den Begriff Leistung als Oberbegriff für Lieferungen und sonstige Leistungen. Die
         MwStSystRL kennt ebenfalls den Begriff Lieferung, bezeichnet die sonstigen Leistungen allerdings als Dienstleistungen.
      
 
      Als Leistungen werden alle (Waren-)Lieferungen und sonstigen Leistungen/Dienstleistungen betrachtet, die ein Unternehmer gegen
         Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt. Alles, was Gegenstand eines Rechtsgeschäftes sein kann, wird als Leistung
         bezeichnet.
      
 
      Lieferung
 
      Laut Definition in Art. 14 Abs. 1 MwStSystRL und auch des deutschen UStG (§ 3 Abs. 1 UStG) ist eine Lieferung jede Leistung, durch die ein Unternehmer einen anderen befähigt, im eigenen Namen über einen körperlichen
         Gegenstand zu verfügen (Verschaffung der Verfügungsmacht).
      
 
      Sonstige Leistungen/Dienstleistungen
 
      Sonstige Leistungen sind alle Leistungen, die keine Lieferungen sind (§ 3 Abs. 9 UStG). Eine sonstige Leistung kann auch in einem Unterlassen oder im Dulden einer Handlung bestehen. In Art. 24 Abs. 1 MwStSystRL wird statt des Begriffs der sonstigen Leistung der Begriff der Dienstleistung verwendet.
      
 
      Ort der Lieferung
 
      Die Abgrenzung der Lieferung von den sonstigen Leistungen/Dienstleistungen ist insbesondere für die Frage, wo die Leistung
         erbracht worden ist, von Bedeutung.
      
 
      Als Ort der Lieferung gilt in den Fällen,
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                  in denen die Güter befördert oder versendet werden, der Ort, an dem sich der Gegenstand zum Zeitpunkt des Beginns der Beförderung/Versendung
                     befindet.
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                  in denen die Güter nicht befördert oder versendet werden, der Ort, an dem sich der Gegenstand zum Zeitpunkt der Lieferung
                     befindet.
                  

               
            

         
      
 
      Die Bestimmung des Ortes der Lieferung ist notwendig, um festzustellen in welchem Staat der Umsatz steuerbar ist. Erst im
         nächsten Schritt ist zu entscheiden, ob die Lieferung steuerpflichtig oder steuerbefreit ist (z. B. Export/siehe Erläuterungen
         zu den Steuerbefreiungen).
      
 
      Insbesondere bei Reihengeschäften, d. h. bei Umsätzen, bei denen mindestens drei Unternehmen in der Kette einen Gegenstand
         in der Weise verkaufen, dass zwar zwei Umsatzgeschäfte erfolgen (A verkauft an B, B verkauft an C), aber die Ware direkt von
         dem Ersten an den Letzten befördert/versendet wird (A an C), spielen die Ortsbestimmungen für die Steuerbarkeit und die Steuerpflicht/Steuerfreiheit
         eine entscheidende Rolle.
      
 
      Ort der sonstigen Leistung/Dienstleistung
 
      Zum 1. 1. 2010 sind die Regelungen des so genannten Umsatzsteuer-Paketes („VAT-package“) in Kraft getreten. Dieses Umsatzsteuer-Paket
         beinhaltete Änderungen hinsichtlich
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                  (Regelungen) der Ortsbestimmung von Dienstleistungen und damit der Frage, in welchem Staat eine sonstige Leistung/Dienstleistung
                     der Umsatzsteuer unterliegt.
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                  erweiterter Meldeverpflichtungen bei verkürzten Fristen. Seit dem 1. 1. 2010 sind sowohl innergemeinschaftliche Lieferungen
                     als auch Dienstleistungen an Unternehmer aus anderen EU-Staaten in der Zusammenfassenden Meldung zu erfassen.
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                  Neuregelung des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens.

               
            

         
      
 
      Die Regelungen zur Bestimmung des Ortes einer Dienstleistung sind seit dem für die Mehrzahl der Unternehmen wesentlich einfacher
         zu handhaben. Negativ ins Gewicht gefallen ist, dass seit dem 1. 1. 2010 auch die „innergemeinschaftlichen“ Dienstleistungen
         gemeldet werden müssen. Analog der bereits seit 1993 zu meldenden innergemeinschaftlichen Lieferungen, sind seit dem auch
         bei Dienstleistungen an Unterneh­men aus anderen EU-Staaten die USt-ID-Nr‘n der Leistungsempfänger zu prüfen, aufzunehmen und zu melden.
      
 
      Grundzüge der Ortsbestimmung bei Dienstleistungen im B2B-Bereich
 
      Bei Dienstleistungen im zwischenunternehmerischen Bereich (allgemein heutzutage als B2B-Umsatz bezeichnet) ist die steuerliche
         Beurteilung und damit auch Abwicklung seit 2010 deutlich einfacher geworden. Im B2B-Bereich gelten – bis auf wenige Ausnahmen
         wie z. B. sonstige Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück – alle Dienstleistungen als an dem Ort erbracht, von dem
         aus der Leistungsempfänger sein Unternehmen betreibt.
      
 
      Eine Ausnahme bilden z. B. – aus deutscher Sicht – Güterbeförderungsleistungen oder ähnliche mit der Beförderung im Zusammenhang
         stehenden Leistungen, Arbeiten an beweglichen körperlichen Gegenständen bzw. deren Begutachtung oder eine Veranstaltungsleistung
         im Zusammenhang mit Messen und Ausstellungen. Diese zuvor genannten sonstigen Leistungen sind als im Drittlandsgebiet ausgeführt
         zu behandeln, wenn die Leistung dort genutzt oder ausgewertet wird (§ 3a Abs. 8 UStG). Problematisch ist, dass diese Ausnahmeregelung nicht alle EU-Staaten kennen, so dass es im Einzelfall zu einer nicht oder
         Doppelbesteuerung kommen kann.
      
 
      Auf zwei Ausnahmen soll an dieser Stelle hingewiesen werden:
 
      
         Hinweis:

      

      
         Eine oft relevante Ausnahme bilden die Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück. Diese Leistungen werden – wie bereits
            vor 2010 – dort erbracht, wo das Grundstück belegen ist.
         

      
 
      Als sonstige Leistungen in diesem Sinne gelten insbesondere
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                  die Leistungen im Zusammenhang mit der Vermietung oder Verpachtung von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten sowie von
                     Gebäuden,
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                  alle mit dem Erwerb oder der Veräußerung von Grundstücken/Gebäuden im Zusammenhang stehenden Leistungen sowie
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                  sonstige Leistungen, die der Erschließung von Grundstücken oder der Vorbereitung oder Ausführung von Baumaßnahmen dienen.

               
            

         
      
 
      Die MwStSystRL nennt explizit auch die Vorbereitung und Koordinierung von Bauleistungen als Leistungen, die dort erbracht sind, wo das Grundstück
         liegt (Art. 47 der MwStSystRL).
      
 
      Die Abgrenzung der sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück gegenüber den übrigen sonstigen Leistungen bereitet
         seit jeher Schwierigkeiten. Die europäische Kommission und das BMF haben der Problematik der Abgrenzung Rechnung getragen.
         Mit Schreiben v. 18. 12. 2012 (IV D 3-S 7117-a/12/10001, 2012/1143976 - BStBl I 2012, 1272) hat das BMF den UStAE angepasst. Das BMF-Schreiben ist in Folge der Leitlinien der 93. Sitzung des Mehrwertsteuerausschuss (veröffentlicht am 29. 3. 2012
         - taxud.c.1(2012)400557) ergangen, die wiederum nunmehr in die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 7. 10. 2013
         zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 bezüglich des Ortes der Dienstleistung eingeflossen sind. Die hinsichtlich
         der Leistungen im Zusammenhang mit Grundstücken erst ab dem 1. 1. 2017 geltende Verordnung 1024/2013 ist bereits heute schon
         relevant, da sie in vielen Bereichen dem Wortlaut des BMF-Schreibens bzw. dem UStAE entspricht. Wortgleich (bis auf den Einleitungssatz) ist beispielsweise der Versuch einer Begriffsbestimmung „Grundstück“
         in Artikel 13 der Verordnung 1042/2013 und in Abschn. 3a.3. Abs. 2 UStAE.
      
 
      Bei den Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück ist unerheblich, ob es sich bei dem Leistungsempfänger um einen Unternehmer
         oder Nichtunternehmer handelt.
      
 
      Die zweite Ausnahme sind die Dienstleistungen auf dem Gebiet der Kultur, des Sports, der Wissenschaft, des Unterrichts, der
         Unterhaltung und ähnliche Veranstaltungen (Art 53 der MwStSysrRL). Bei dieser Regelung geht es um die Eintrittsberechtigung
         zu Veranstaltungen. Ort der Leistung ist bei diesen Veranstaltungen dort, wo die Veranstaltung stattfindet. Umfasst ist aber
         nicht nur der klassische Eintrittskartenverkauf, sondern betroffen sind auch beispielsweise Schulungsveranstaltungen bei denen
         im Vorfeld Anmeldung und Bezahlung erfolgen. Verschiedene EU-Staaten legen diese „Eintrittsberechtigung“ sehr weit aus. Darunter
         können auch Schulungen erfasst werden, die sich an die Allgemeinheit richten und einem großen Kreis offen stehen. Verschiedene
         Staaten (z. B., Frankreich, Großbritannien, Ungarn) gehen soweit, dass auch konzerninterne Schulungen unter die Sonderregelung
         fallen können, wenn sich die Schulung an mehrere selbständige Gesellschaften aus einem Konzernverbund richtet. Ort der Leistung
         ist dann jeweils dort, wo die Schulung erbracht wird. Insoweit ist hier sorgfältig zu prüfen, ob eine „vor Ort-Schulung“ in
         einem anderen Staat eine Registrierung auslösen kann.
      
 
      Feste Niederlassung/Betriebstätte
 
      Besonderheiten ergeben sich hinsichtlich empfangener bzw. erbrachter Dienstleistungen, wenn eine feste Niederlassung/umsatzsteuerliche
         Betriebstätte beteiligt ist. Als Ort der sonstigen Leitung gilt dann nicht mehr der Ort an dem der Leistungsempfänger bzw.
         an dem der Leistende seinen Sitz hat, sondern der Ort der Betriebstätte ist entscheidend. Auch hinsichtlich des Reverse-Charge
         Verfahrens können sich abweichende Regelungen ergeben, wenn eine feste Niederlassung/umsatzsteuerliche Betriebstätte an dem
         Umsatzgeschäft beteiligt ist.
 
      Werklieferung/Werkleistung/Bauleistung
 
      Werklieferung
 
      Eine Lieferung zuzüglich Montage/Installation etc. wird in Deutschland als Werklieferung bezeichnet. In anderen Staaten werden
         Werklieferungen als „Supply and Installation Contracts“ bezeichnet. Demnach besteht eine Werklieferung aus dem Lieferanteil
         und einem Anteil einer sonstigen Leistung. Typisch für eine Werklieferung ist, dass ein fertiges Werk geschuldet wird.
      
 
      Wird die Montage/Installation in einem anderen Staat erbracht, folgt daraus, dass ein Umsatz in diesem Staat vorliegt, da
         die Verschaffung der Verfügungsmacht erst mit der Abnahme des fertigen Werkes erfolgt.
      
 
      Art. 33 MwStSystRL bestimmt eindeutig den Ort der Lieferung: „Falls der Gegenstand mit oder ohne probeweise Inbetriebnahme durch den Lieferer
         oder für dessen Rechnung installiert oder montiert wird, gilt als Ort der Lieferung der Ort, an dem die Installation oder
         Montage vorgenommen wird.“
      
 
      Werkleistung
 
      Werkleistungen liegen vor, wenn Arbeiten an einem Gegenstand erbracht werden (z. B. Montage, Installation, Reparaturen) und
         der Leistende hierbei nur Materialien/Stoffe verwendet, bei denen es sich lediglich um Nebensachen handelt. Die sonstige Leistung/Dienstleistung
         steht somit im Vordergrund.
      
 
      Eine Abgrenzung zur Werklieferung ist in verschiedenen Staaten von Bedeutung, da sich abweichende Regelungen für die Notwendigkeit
         einer umsatzsteuerlichen Registrierung ergeben können.
      
 
      Im B2B-Bereich bestimmt sich der Ort der Werkleistung an beweglichen Gegenständen seit der Neuregelung im Zuge des VAT packages
         zum 1. 1. 2010 grundsätzlich danach, wo der Leistungsempfänger seinen Sitz hat. Wird die Leistung an eine (umsatzsteuerlichen)
         Betriebsstätte des Leistungsempfängers erbracht, dann gilt die Leistung als am Ort der Betriebsstätte erbracht (Art. 44 MwStSystRL).
      
 
      Im Bereich B2C wird die Werkleistung an beweglichen Gegenständen grundsätzlich an dem Ort ausgeführt, von dem aus der (leistende)
         Unternehmer sein Unternehmen betreibt (§ 3a Abs. 1 Satz 1 UStG). Erfolgt die Leistungserbringung ex Betriebsstätte des leistenden Unternehmers, dann gilt die Betriebsstätte als Ort der
         sonstigen Leistung (Art. 45 MwStSystRL).
      
 
      Durch das Jahressteuergesetz 2010 vom 8. 12. 2010 wurde § 3a UStG um einen Absatz 8 erweitert. In diesem ist u. a. geregelt, dass bei Arbeiten an beweglichen körper­lichen Gegenständen oder bei deren Begutachtung diese Leistung abweichend von § 3a Abs. 2 UStG als im Drittlandsgebiet ausgeführt zu behandeln ist, wenn die Leistung dort genutzt oder ausgewertet wird.
      
 
      Werkleistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück werden dort erbracht, wo das Grundstück belegen ist.
 
      Bauleistungen
 
      Als Bauleistungen sind im Folgenden die Werklieferungen/Werkleistungen bezeichnet, die im Zusammenhang mit Immobilien/Bauwerken
         im weiteren Sinne erbracht werden. Werden Bauleistungen erbracht, ergeben sich teilweise abweichende Regelungen gegenüber
         den „normalen“ Werklieferungen/Werkleistungen. Siehe insbesondere unter „Reverse-Charge-Verfahren“.
      
 
      In den letzten Jahren haben immer mehr Staaten ein Reverse-Charge-Verfahren im Bereich der Bauleistungen eingeführt. Zu beachten
         ist, dass die Regelungen in den einzelnen Staaten erheblich voneinander abweichen. Ausländische Unternehmen werden in den
         meisten Fällen sicherlich bereits von den Regelungen zum Reverse-Charge-Verfahren bei „normalen“ sonstigen Leistungen/Werklieferungen
         erfasst. Die Regelungen zum Reverse-Charge-Verfahren bei Bauleistungen werden zu prüfen sein, wenn der leistende Unternehmer
         eine feste Niederlassung in dem jeweiligen Staat begründet oder bereits aufgrund anderer Leistungen umsatzsteuerlich registriert
         ist.
      
 
      Verlagerungsverfahren/Reverse-Charge-Verfahren
 
      Als Verlagerungsverfahren/Reverse-Charge-Verfahren sind die Verfahren bezeichnet, bei denen nicht der leistende Unternehmer
         Steuerschuldner ist, sondern der Leistungsempfänger.
      
 
      Auch in Deutschland hat sich allgemein der Begriff des Reverse-Charge-Verfahrens durchgesetzt.
 
      Im Ergebnis bedeutet Reverse-Charge-Verfahren, dass bei definierten steuerbaren und auch steuerpflichtigen Leistungen eines
         nicht im Inland ansässigen bzw. registrierten Unternehmens der Leistungsempfänger die Anmeldung und Abführung der Umsatzsteuern
         vornimmt. Findet das Reverse-Charge-Verfahren Anwendung, dann braucht sich der leistende Unternehmer i. d. R. in dem Staat,
         in dem die Leistung ausgeführt wird, nicht umsatzsteuerlich registrieren zu lassen. Der leistende Unternehmer darf keine Umsatzsteuer
         in der Rechnung ausweisen, muss aber (i. d. R.) auf die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens hinweisen (siehe auch Rechnungsstellung).
 
      Bei den in Art. 44 MwStSystRL genannten sonstigen Leistungen ist grundsätzlich eine Verlagerung auf einen Steuerpflichtigen (oder die nicht steuerpflichtige
         juristische Person mit USt-ID-Nummer) zwingend (Art. 196 MwStSystRL), wenn der Leistende in dem jeweiligen Staat des Leistungsempfängers nicht ansässig ist. Zu den Dienstleistungen im Sinne
         des Art. 44 MwStSystRL gehören die o. g. – nicht den Ausnahmeregelungen – unterliegenden sonstigen Leistungen im B2B-Bereich. Nicht dazu gehören
         demnach Dienstleistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück (Art. 47 MwStSystRL). Hier ist im Einzelfall zu prüfen, ob eine Verlagerung erfolgen kann/muss.
      
 
      Bei Werklieferungen sehen die meisten EU-Staaten ebenfalls ein Reverse-Charge-Verfahren vor. In dem Bereich Werklieferung
         ist jedoch jeder Staat gesondert zu betrachten.
      
 
      In welchen Fällen in den einzelnen Staaten ein Reverse-Charge-Verfahren angewendet werden kann und welche Restriktionen ggfs.
         bestehen, kann den Ausführungen zu den einzelnen Staaten entnommen werden.
      
 
      Teilweise sehen Staaten sogar ein Reverse-Charge-Verfahren bei Warenlieferungen vor (z. B. Niederlande, Spanien, Frankreich
         jeweils mit Einschränkungen). Bei Warenlieferungen ergibt sich darüber hinaus eine Besonderheit, wenn ein Reihengeschäft mit
         drei Unternehmen aus drei Staaten durchgeführt wird (sog. Dreiecksgeschäft).
      
 
      Dreiecksgeschäfte
 
      Für den Sonderfall eines innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäftes (Art. 141 MwStSystRL) ist es möglich, eine EU-weit einheitliche Vereinfachungsregelung anzuwenden.
 
      Ein innergemeinschaftliches Dreiecksgeschäft liegt vor, wenn
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                  drei Unternehmer über denselben Gegenstand Umsatzgeschäfte abschließen und dieser Gegenstand vom ersten Lieferer (EU1) an
                     den letzten Abnehmer (EU3) gelangt,
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                  die Unternehmer EU1, EU2 und EU3 in jeweils verschiedenen Mitgliedstaaten für umsatzsteuerliche Zwecke registriert sind,

               
            

         
      

      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	[image: *]
               	
                  der Gegenstand der Lieferung aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates gelangt.

               
            

         
      
 
      EU2 muss auf seiner Rechnung auf das Vorliegen eines innergemeinschaftlichen Dreieckgeschäftes und die Übernahme der Steuerschuld
         des EU3 hinweisen.
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      Einzelne Staaten sehen vor, dass die beschriebene Vereinfachungsregel nicht angewandt werden kann
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                  wenn EU3 (der letzte Abnehmer) die Warenbewegung veranlasst hat oder
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                  wenn der mittlere Unternehmer EU2 im Mitgliedstaat 1 oder 3 umsatzsteuerlich registriert ist.

               
            

         
      
 
      Konsignationslager/Call-off stock
 
      Konsignationslager
 
      Unter Konsignationslager versteht man ein Lager für Waren, die noch im Eigentum des Lieferanten stehen. Die Verschaffung der
         Verfügungsmacht an den Kunden und die Bezahlung erfolgt jedoch erst bei Entnahme der Waren aus dem Konsignationslager.
      
 
      Call-off stock
 
      Bei Konsignationslagern, aus denen nur ein einziger Kunde beliefert wird, spricht man von einem „Call-off stock“. In einigen
         Mitgliedstaaten wird zusätzlich darauf abgestellt, dass der Kunde eine uneingeschränkte Verfügungsmacht über das Lager hat,
         was im Ergebnis dazu führt, dass es sich nur auf dem Werksgelände des Kunden und nicht bei einem fremden Lagerhalter befinden
         darf.
      
 
      Verbringt ein Unternehmer aus EU-Mitgliedstaat 1 (EU1) seine Waren in sein im Ausland gelegenes Konsignationslager, so besteht
         umsatzsteuerlich grundsätzlich für das EU1-Unternehmen eine Registrierungspflicht in dem jeweiligen EU2-Mitgliedstaat.
      
 
      Schaubild 1 – Umsatzsteuerliche Behandlung eines Konsignationslagers ohne Vereinfachungsregel
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      Schaubild 2 – Umsatzsteuerliche Behandlung eines Konsignationslagers bei Vorliegen Vereinfachungsregel
 
      Abweichend vom Grundsatz der umsatzsteuerlichen Registrierungspflicht sehen einige EU-Staaten eine Vereinfachungsregelung
         für die Abwicklung von Konsignationslagern vor. Diese Staaten gehen nicht zunächst von einem innergemeinschaftlichen Verbringen
         aus, sondern nehmen eine unmittelbare innergemeinschaftlichen Lieferung an den Abnehmer im EU-Mitgliedstaat 2 an.
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      Steuerbefreiungen
 
      Die MwStSystRL und die nationalen Umsatzsteuergesetze unterscheiden bei den Steuerbefreiungen zwischen Steuerbefreiungen, die den Vorsteuerabzug (der mit dem steuerfreien Umsatz
         in Verbindung stehenden Vorleistungen) ausschließen, z. B.
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                  Grundstücksveräußerungen,
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                  Grundstücksvermietungen,
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                  bestimmte Finanzumsätze, bestimmte Versicherungsleistungen

               
            

         
      
 
      und Umsatzsteuerbefreiungen, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen, insbesondere
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                  steuerfreie Ausfuhrlieferungen,
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                  steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen.

               
            

         
      
 
      Verschiedene Staaten haben zur besseren Abgrenzung einen Steuersatz von 0 % für die Leistungen angeführt, die den Vorsteuerabzug
         nicht ausschließen.
      
 
      Ausfuhrlieferungen/Exporte
 
      Ausfuhrlieferungen liegen vor, wenn Waren in Drittstaaten (Nicht-EU) geliefert werden.
 
      Im Ergebnis wird die Warenlieferung bei einer Ausfuhr von der nationalen Umsatzsteuer des Exportstaates entlastet und bei
         dem Import im Empfangsland mit der nationalen Umsatzsteuer des Importstaates belastet. Dieses Verfahren dient der Wettbewerbsneutralität.
      
 
      Die Begriffe „Ausfuhrlieferung“ und „Export“ werden im Folgenden synonym verwendet.
 
      Innergemeinschaftliche Lieferung
 
      Eine innergemeinschaftliche Lieferung liegt vor, wenn bei einer Lieferung
 
      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	[image: *]
               	
                  Ware von einem Mitgliedsstaat in einen anderen Mitgliedsstaat gelangt,
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                  das Umsatzgeschäft für diese Lieferung zwischen zwei Unternehmern abgewickelt wird,
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                  die Lieferung gegen Entgelt erbracht wird und
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                  die Lieferung im Empfängerland der Erwerbsbesteuerung unterliegt.

               
            

         
      
 
      Darüber hinaus wurden in das Umsatzsteuergesetz auch so genannte „Gilt-Tatbestände“ einbezogen. Danach gilt auch das Verbringen von Liefergegenständen zur eigenen Verfügung in ein anderes EU-Land (z. B. auf ein Konsignationslager) als innergemeinschaftliche Lieferung.
      
 
      Wie bei der Ausfuhr erfolgt auch bei der steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung keine Belastung mit der Umsatzsteuer
         des Abgangsmitgliedstaates (dem Staat, von dem aus die Lieferung erfolgt), sondern eine Belastung mit der Umsatzsteuer des
         Empfangsmitgliedstaates (Empfängerlandprinzip). Die Belastung erfolgt allerdings nicht durch die Erhebung von Einfuhrumsatzsteuer,
         sondern durch die Erhebung von Erwerbsteuer.
      
 
      Verzicht auf die Steuerfreiheit/Option zur Umsatzsteuer
 
      Das deutsche Umsatzsteuerrecht sieht grundsätzlich die Möglichkeit des Verzichtes auf die Steuerfreiheit bei Grundstücksumsätzen
         (Veräußerung und Vermietung) und bei Finanzumsätzen vor, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.
      
 
      In den einzelnen EU-Staaten sind die Regelungen zum Verzicht auf eine Steuerfreiheit (Option zur Umsatzsteuer) sehr unterschiedlich.
 
      Werkzeugkostenzuschüsse
 
      Bei produzierenden Unternehmen ist die Zahlung von Werkzeugkostenzuschüssen vielfach üblich. Vereinfacht geht es darum, dass
         an Produzenten Zuschüsse für die Herstellung oder den Zukauf der zur Herstellung der zu fertigenden Teile notwendigen Werkzeuge
         bezahlt werden. Die Werkzeuge verbleiben am Ort des Herstellers.
      
 
      Bei der Frage, ob die Unternehmer, die diese Werkzeugkosten belasten, Umsatzsteuer abzurechnen haben, geht es im Kern darum,
         ob die Werkzeugkosten Nebenleistungen zur Hauptleistung sein können. In den Fällen, in denen die Hauptleistungen (Lieferung
         der mit den Werkzeugen gefertigten Teile) als steuerfreie Lieferung abgerechnet werden können, ist zu prüfen, ob die Werkzeugkostenzuschüsse
         als Nebenleistungen qualifiziert werden können.
      
 
      Handelt es sich um eine Nebenleistung, dann ist eine steuerfreie Abrechnung möglich. Wird der Werkzeugkostenzuschuss nicht
         als Nebenleistung zur Hauptleistung qualifiziert, dann gilt die Lieferung dort als ausgeführt, wo sich die Liefergegenstände
         zum Zeitpunkt der Verschaffung der Verfügungsmacht befinden. Eine Steuerbefreiung greift in diesen Fällen nicht, wenn der
         Gegenstand im Werk des Herstellers verbleibt.
      
 
      Steuersätze
 
      Der Regelsteuersatz muss in den EU-Mitgliedstaaten mindestens 15 % betragen. Ein Höchstsatz ist nicht festgelegt. Neben dem
         Regelsteuersatz dürfen grundsätzlich bis zu zwei ermäßigte Steuersätze bestehen, die wiederum nicht niedriger als 5 % sein dürfen.
      
 
      Bemessungsgrundlage
 
      Die Bemessungsgrundlage ist in Art. 73 MwStSystRL geregelt. Danach umfasst die Bemessungsgrundlage alles, was den Wert der Gegenleistung bildet. Darin eingeschlossen sind
         eventuelle Subventionen, Zölle und andere Abgaben, Steuern (mit Ausnahme der Umsatzsteuer selbst) sowie Nebenkosten für Provision,
         Verpackung, Transport oder Versicherung.
      
 
      Uneinbringliche Forderungen
 
      Nicht alle Staaten erlauben eine Korrektur der Bemessungsgrundlage für uneinbringliche Forderungen (bad debts), da die MwStSystRL die Regelungen in diesem Bereich den Mitgliedsstaaten überlässt (Art. 90 MwStSystRL). Daher variieren auch die Nachweise für die Uneinbringlichkeit einer Forderung.
 
      Vorsteuerabzug
 
      Grundvoraussetzungen für die Inanspruchnahme des Vorsteuerabzugs sind:
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                  der Unternehmer muss eine Lieferung oder Leistung für sein Unternehmen bezogen haben,

               
            

         
      

      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	[image: *]
               	
                  die Lieferung oder Leistung muss von einem anderen Unternehmer ausgeführt worden sein und
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                  der liefernde Unternehmer muss eine ordnungsgemäße Rechnung über die erbrachte Lieferung/Leistung erstellt haben.

               
            

         
      
 
      Einschränkungen beim Vorsteuerabzug ergeben sich insbesondere im Bereich der Reisekosten und Repräsentationsaufwendungen,
         dazu gehören z. B.
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                  Übernachtungen
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                  Bewirtungen/Repräsentationskosten/Verpflegung
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                  PKW/Taxi/Mietwagen
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                  Geschenke

               
            

         
      
 
      Diese Begriffe werden in den einzelnen Staaten unterschiedlich ausgelegt. Die genaue Definition der abzugsfähigen Vorsteuer
         aus den oben genannten Kosten erfolgt vielfach unterschiedlich und abhängig vom zuständigen Finanzbeamten oder Prüfer. Ver­bindliche Aussagen lassen sich daher nur schwer treffen. Beispielsweise umfassen PKW-Kosten in einzelnen Ländern lediglich
         die Anschaffungskosten, in anderen Staaten jedoch auch die Betriebskosten bis hin zu Parkkosten.
      
 
      Einschränkungen des Vorsteuerabzuges für PKW-Kosten gelten nicht für Unternehmer, die mit diesen Fahrzeugen unmittelbar Einkünfte
         erzielen wie z. B. Spediteure/Frachtführer oder Taxiunternehmer.
      
 
      Regelungen Import
 
      Bei Importen aus Drittländern erfolgt die Belastung mit nationaler Umsatzsteuer über die Einfuhrbesteuerung. Die erhobene
         Einfuhrumsatzsteuer wird an eine Zollbehörde gezahlt. Einzelne Staaten sehen in diesem Bereich vor, dass die Einfuhrumsatzsteuer
         – als zu zahlende Steuer – im Rahmen der USt-Meldungen erfasst und gleichzeitig als abzugsfähige Steuer verrechnet werden
         kann. Die importierten Waren sind somit mit der nationalen Umsatzsteuer belastet und damit einem Bezug aus dem Inland, der
         ebenfalls mit nationaler Umsatzsteuer belastet ist, gleichgestellt.
      
 
      Ist das importierende Unternehmen zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt, so kann die gezahlte Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer
         geltend gemacht werden. Eine Belastung für den Unternehmer entsteht nicht. Ist der Unternehmer nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt
         (z. B. ein Wohnungsvermieter), so kann die gezahlte Einfuhrumsatzsteuer nicht als Vorsteuer geltend gemacht werden.
      
 
      Regelungen Erwerbsbesteuerung
 
      Da es keine Grenzkontrollen innerhalb der EU gibt, wird bei Warenbewegungen innerhalb der EU keine Einfuhrumsatzsteuer erhoben.
         An die Stelle der Einfuhrumsatzsteuer tritt bei Bezügen aus einem anderen EU-Staat die Erwerbsbesteuerung.
      
 
      Bei der Erwerbsbesteuerung erfolgt keine direkte Bezahlung an eine Zoll- oder Finanzbehörde. Die Erhebung der Erwerbsteuer
         ist auf die erwerbenden Unternehmen verlagert worden. Die Erwerbsbesteuerung erfolgt durch den Unternehmer selbst, in dem
         der Unternehmer die Erwerbsbesteuerung in seiner Umsatzsteuermeldung berücksichtigt.
      
 
      Auf Basis der Rechnung des Lieferanten muss die Erwerbsteuer errechnet werden. Der Lieferant stellt – wie bei Exportgeschäften
         – lediglich eine Nettorechnung. Die vom Leistungsempfänger selbst errechnete Erwerbsteuer ist in der Umsatzsteuermeldung als
         zu zahlende Umsatzsteuer zu erfassen. Ist der Unternehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt, so kann die zu zahlende Umsatzsteuer
         aus dem Erwerbsvorgang um die abzugsfähige Vorsteuer aus dem Erwerbsvorgang gemindert werden, so dass sich die Positionen
         im Idealfall innerhalb einer USt-Meldung ausgleichen.
 
      Rechnungsbestandteile
 
      Durch die Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13. 7. 2010 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
         hinsichtlich der Rechnungsstellungsvorschriften sind zum 1. 1. 2013 in einigen EU-Staaten erhebliche Änderungen erfolgt.
      
 
      Neben Änderungen bei der elektronischen Rechnung (siehe unten) brachte die Richtlinie auch Neuerungen zur Rechnungstellung
         bei grenzüberschreitenden Leistungen (Zeitpunkt der Rechnungstellung, Inhalt der Rechnung), hinsichtlich des Gutschriftsverfahrens
         und Aufbewahrungsverpflichtungen. Bedeutung hat die Rechnung insbesondere für den Vorsteuerabzug, da dieser nur möglich ist,
         wenn eine – im umsatzsteuerlichen Sinne – ordnungsgemäße Rechnung vorliegt. Die einzelnen Bestandteile einer Rechnung können
         den Ausführungen zu den einzelnen Staaten entnommen werden.
      
 
      Elektronische Rechnungen
 
      Änderungen brachte die bereits zuvor erwähnte Richtlinie 2010/45/EU insbesondere bei der elektronischen Rechnungsstellung.
         Ziel war in diesem Bereich eine Gleichstellung von Papier- und elektronischen Rechnungen. Artikel 223 MwStSysRL bestimmt demnach
         auch, dass die Echtheit der Herkunft einer Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und ihre Lesbarkeit unabhängig davon,
         ob sie auf Papier oder elektronisch vorliegen, bis zum Ende der Dauer der Aufbewahrung der Rechnung gewährleistet sein müssen.
         Es steht in der Verantwortung des Steuerpflichtigen hierzu einen verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung und erbrachter Lieferung
         oder Leistung zu schaffen. Elektronische Signaturen sind nunmehr nicht mehr zwingend notwendig.
      
 
      Deutschland hat eine Vereinfachung bereits zum 1. 7. 2011 umgesetzt. Diese Vereinfachung beruhte allerdings auf die Umsetzung
         des damaligen Art. 233 MwStSystRL. Demnach war neben EDI und elektronischer Signatur auch vor 2013 – mit Zustimmung des jeweiligen Mitgliedstaates – eine elektronische
         Übermittlung oder Bereitstellung auf anderer Weise möglich (so genannter „dritter Weg“).
      
 
      Anzahlungen
 
      Werden Anzahlungen geleistet, bevor die Leistung ausgeführt worden ist, entsteht die Verpflichtung der Abführung der Umsatzsteuer
         an den Fiskus in dem Monat, in dem die Vereinnahmung der Anzahlung erfolgt (Art. 65 MwStSystRL).
      
 
      Abweichend können die einzelnen Mitgliedstaaten jedoch festlegen, dass die Verpflichtung der Abführung der Umsatzsteuer bereits
         mit Ausstellung der Rechnung erfolgen muss (Art. 66 MwStSystRL).
 
      Gutschriften/Self Billing
 
      Die Richtlinie 2010/45/EU sieht vor, dass alle EU-Staaten zwingend das Gutschriftsverfahren zulassen müssen. Voraussetzung
         für die Nutzung des Gutschriftsverfahrens ist, dass die beiden am Gutschriftsverfahren beteiligten Parteien vorher eine entsprechende
         Vereinbarung getroffen haben. Teilweise können die Vereinbarungen stillschweigend erfolgen. Einzelne Staaten sehen aber eine
         schriftliche Vereinbarung vor.
      
 
      Aufbewahrung von Unterlagen
 
      Grundsätzlich können innerhalb der EU die Unterlagen, die Basis für die Umsatzsteuermeldungen in einen anderen EU-Staat sind,
         außerhalb dieses EU-Staates aufbewahrt werden, d. h. im Ergebnis, dass die Unterlagen den steuerlichen Vertretern nicht periodisch
         zugesandt werden müssen. Vorsteuerbelege sind im Original aufzubewahren. Bei elektronischer Rechnungsstellung sind diese Rechnungen
         in aller Regel auch in elektronischer Form aufzubewahren.
      
 
      Sofern ein steuerlicher Vertreter oder Fiskalvertreter benannt ist, sehen einzelne EU-Staaten vor, dass in diesem Fall die
         Unterlagen zwingend beim Vertreter aufzubewahren sind.
      
 
      Zu beachten ist allerdings, dass Umsatzsteuer-Prüfungen im Ausland häufig sehr kurzfristig angesetzt werden. Es ist somit
         sicher zu stellen, dass eine kurzfristige Vorlage der relevanten Unterlagen möglich ist. Ferner ist zu prüfen, ob sich aus
         allgemeinen verfahrensrechtlichen und/oder handelsrechtlichen Regelungen Einschränkungen ergeben können.
      
 
      Veranlagungsverfahren/Steuererklärungen
 
      Die Meldezeiträume für die Umsatzsteuer innerhalb der EU liegen zwischen einem Monat und einem Jahr. In der Regel richtet
         sich der Abgabezeitraum nach der Höhe der Steuerschuld bzw. der Umsätze/Bezüge. Auch die Abgabefristen sind unterschiedlich.
         Einige Staaten sehen zusätzlich Umsatzsteuer-Jahreserklärungen vor, andere Staaten jährliche Aufstellungen über die getätigten
         Umsätze/Bezüge. Zu beachten sind auch die Auszahlungsmodalitäten von Vorsteuerüberhängen. Teilweise erfolgt die Rückzahlung
         automatisch, teilweise nur auf Antrag. Verschiedene Staaten sehen innerjährlich nur einen Vortrag der Guthaben vor. Im Extremfall
         erfolgt eine Erstattung erst nach mehreren Monaten oder sogar Jahren (z. B. Italien).
 
      IntraStat/Zusammenfassende Meldungen
 
      Durch den Wegfall der Grenzkontrollen innerhalb der Europäischen Union ist eine Kontrolle und Dokumentation der innergemeinschaftlichen
         Lieferungen durch Grenzkontrollstellen nicht mehr möglich. Im Binnenmarkt muss aber sichergestellt sein, dass keine unbesteuerten
         Waren in der EU zirkulieren. Das entfallende Kontrollverfahren durch die Zollbehörden musste im Binnenmarkt durch andere Kontrollverfahren
         ersetzt werden, die sicherstellen, dass die Voraussetzungen für die steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung tatsächlich
         gegeben sind.
      
 
      Die Kontrolle der Warenbewegungen erfolgt über eine Meldung der durchgeführten innergemeinschaftlichen Lieferungen. Zum einen
         sind die steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferungen in den monatlich oder quartalsweise einzureichenden Umsatzsteuermeldungen
         in einer Summe anzugeben. Daneben müssen jedoch auch so genannte „Zusammenfassende Meldungen“ über die erfolgten steuerfreien
         innergemeinschaftlichen Lieferungen eingereicht werden.
      
 
      Seit dem 1. 1. 2010 sind auch „innergemeinschaftliche Dienstleistungen“ zu melden.
 
      In der Zusammenfassenden Meldung ist mindestens anzugeben,
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                  an welche Unternehmen (an welche USt-ID-Nr.) in anderen EU-Staaten
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                  welche Umsätze (Lieferungen oder sonstige Leistungen) erfolgt sind.

               
            

         
      
 
      Die Prüfung, ob der Bezug der Erwerbsbesteuerung (Lieferungen) bzw. dem reverse-charge Verfahren (sonstige Leistungen) zugeführt
         worden ist, erfolgt über einen Datenaustausch zwischen den EU-Staaten. Über die Zusammenfassende Meldung sind die erbrachten
         Umsätze mit den einzelnen Kunden, die durch die Umsatzsteuer-Identifikationsnummern bestimmbar sind, sowie die fakturierten
         Entgelte der Lieferungen oder sonstigen des jeweiligen Zeitraums bekannt.
      
 
      Verschiedene EU-Staaten sehen sogar vor, dass die innergemeinschaftlichen Erwerbe bzw. EU-Dienstleistungsbezüge unter Angabe
         der USt-ID-Nr. der Lieferanten/Dienstleisters und der Werte der bezogenen Gegenstände/Dienstleistungen in „Erwerbslisten“
         gemeldet werden. Andere Staaten sehen vor, dass nicht nur die USt-ID-Nr. der Lieferungs-/Dienstleistungsempfänger angegeben
         werden, sondern auch deren Name und Anschrift. Auch ist eine Kombination mit weiteren statistischen Daten (z. B. statistische
         Warennummer) möglich.
      
 
      Neben den Zusammenfassenden Meldungen sind in den einzelnen Staaten für die Warenbewegungen in und aus dem Staat IntraStat-Meldungen
         einzureichen. Einige Staaten haben die Zusammenfassende Meldung und die IntraStat-Meldung kombiniert, so dass nur eine Meldung
         einzureichen ist.
 
      Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
 
      Zum Zwecke der eindeutigen Identifizierung der Unternehmen und um die Zusammenfassen-den Meldungen EDV-technisch auszuwerten,
         sind die so genannten Umsatzsteuer-Identifikationsnummern (sog. USt-ID-Nr., UID, USt-ID-Nummer etc.) eingeführt worden.
      
 
      Über die USt-ID-Nr. ist der einzelne Unternehmer identifizierbar. Die Ausgestaltung der USt-ID-Nr. ist in den einzelnen EU-Staaten
         unterschiedlich. Eine USt-ID-Nr. beginnt immer mit einem so genannten Länder-Präfix (z. B. DE für Deutschland, FR für Frankreich
         etc.). Dem Länder-Präfix folgt eine Zahlen-/Buchstabenkombination. In einigen Staaten stimmt die USt-ID-Nr. mit der „normalen“
         Steuernummer des Unternehmens überein, in anderen Staaten sind die Nummern voneinander völlig abweichend.
      
 
      Die Funktion der USt-ID-Nr. geht jedoch über den o. g. Kontrollmechanismus hinaus. Vielmehr setzt die Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen
         Lieferung voraus, dass der Warenempfänger seine gültige und richtige USt-ID-Nr. angibt.
      
 
      Registrierung
 
      Die Formalitäten der Registrierung, d. h. die dafür erforderlichen Unterlagen/Informationen sind innerhalb der EU nicht einheitlich.
         Die notwendigen Informationen zur Registrierung können den Ausführungen zu den einzelnen Staaten entnommen werden. Grundsätzlich
         ist eine Registrierung vor Aufnahme der Aktivitäten im Ausland zu beantragen. Zu bedenken ist, dass die Bearbeitungszeit der
         Behörden mehrere Wochen in Anspruch nehmen können.
      
 
      Vorsteuervergütung
 
      Auch für Unternehmer, die nicht im jeweiligen Staat umsatzsteuerlich registriert sind, besteht die Möglichkeit, Vorsteuern,
         die im Rahmen der unternehmerischen Tätigkeit angefallen sind, erstattet zu bekommen. Dazu ist ein gesonderter Antrag zu stellen.
      
 
      Seit dem 1. 1. 2010 erfolgt das Vorsteuer-Vergütungsverfahren über ein elektronisches Portal in dem Land, in dem der Steuerpflichte
         ansässig. Lediglich für Vergütungsanträge in Drittländern bzw. für Vergütungsanträge von Unternehmen aus Drittländern (mit
         denen eine so genannte Gegenseitigkeit besteht) erfolgt der Antrag auf dem Papierweg.
 
   
      Belgien
 
      Allgemeines
 
      Die belgische Umsatzsteuer (Belasting over de Toegevoegde Waarde – BTW, Taxe sur la Valeur Ajoutée – TVA) entspricht den Vorgaben
         der MwStSystRL. Einige Besonderheiten, insbesondere für ausländische Unternehmer, werden nachfolgend erläutert.
      
 
      Unternehmer/Organkreis
 
      Der Unternehmerbegriff entspricht der Definition laut MwStSystRL. Eine Gruppenbesteuerung/Organschaft ist auf Antrag möglich. Allerdings besteht die Einschränkung, dass es sich um in Belgien
         ansässige Unternehmen handeln muss. Ausländische Unternehmen sind somit jeweils gesondert zu registrieren.
      
 
      Nicht-Unternehmer müssen sich registrieren lassen, wenn die Erwerbschwelle (für den Bezug aus anderen EU-Staaten) den Wert
         von 11.200 € übersteigt. Die zu einer Registrierung führende Lieferschwelle (Versandhandelsumsätze) für nicht im Land ansässige
         Unternehmer beträgt 35.000 €.
      
 
      In Belgien ist für ausländische Unternehmer keine Kleinunternehmergrenze anwendbar, d. h. jeder Unternehmer, der steuerbare
         Umsätze in Belgien tätigt, für die nicht die Steuerschuld auf den Kunden verlagert wird, muss sich umsatzsteuerlich registrieren
         lassen. Eine freiwillige Registrierung ist nicht möglich, wenn die Voraussetzungen zur Registrierungspflicht nicht vorliegen.
      
 
      Lieferung/sonstige Leistung
 
      Die Definition der Begriffe Lieferung und sonstige Leistung entspricht in Belgien grundsätzlich den Vorgaben der MwStSystRL. Danach setzt eine Lieferung die Verschaffung der Verfügungsmacht an einem Gegenstand voraus.
 
      Der Ort der Lieferung liegt dann in Belgien, wenn sich der verkaufte Gegenstand zum Zeitpunkt der Verschaffung der Verfügungsmacht
         in Belgien befindet oder die Beförderung oder Versendung des Gegenstands in Belgien beginnt.
      
 
      Abweichungen können sich bei Lieferungen im Rahmen von Reihengeschäften ergeben.
 
      Auch im belgischen Umsatzsteuerrecht ist der Begriff der sonstigen Leistung negativ definiert, d. h. alle steuerbaren Vorgänge,
         die nicht als Lieferungen gelten, sind sonstige Leistungen.
 
      Die Vorschriften zur Bestimmung des Ortes der sonstigen Leistung entsprechen den seit 1. 1. 2010 EU-weit gültigen Regeln.
         Eine sonstige Leistung, die an einen Unternehmer erbracht wird, gilt somit grundsätzlich als dort ausgeführt, wo der empfangende
         Unternehmer seinen Sitz hat. Ausnahmen von diesem Grundsatz existieren bei
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                  sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück,
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                  Personenbeförderungen,
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                  Restaurationsleistungen,
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                  und der kurzfristigen Vermietung von Beförderungsmitteln.

               
            

         
      
 
      In Belgien entsteht keine Steuerschuld, wenn eine Transportdienstleistung oder eine Nebenleistung zu einer Transportleistung
         tatsächlich im Drittland erbracht und genutzt wurde (Use and Enjoyment).
      
 
      In der Vergangenheit konnten Lagerdienstleistungen in Belgien als grundstücksbezogene Dienstleistungen angesehen werden und
         unterlagen somit der belgischen Umsatzsteuer. Seit Januar 2014 gilt dies übereinstimmend mit EU-Recht nur noch dann, wenn
         der Kunde ein genau begrenztes Lager zur ausschließlichen Nutzung anmietet. Alle anderen Lagerdienstleistungen sind als klassische
         B2B-Dienstleistungen anzusehen und gelten als am Sitz des Leistungsempfängers erbracht.
      
 
      Werklieferung/Werkleistung/Bauleistung
 
      Werklieferungen
 
      Werklieferungsverträge sind im belgischen Umsatzsteuerrecht entsprechend der MwStSystRL als Lieferung zuzüglich Montage oder Installation definiert. Die Werklieferung wird als einheitliche Leistung betrachtet,
         die nach der Übergabe des fertigen Werkes als Umsatz zu erfassen ist.
      
 
      Als Ort der Lieferung bei Werklieferungen ist auch in Belgien der Ort der Übergabe des fertigen Werkes festgelegt. Daher unterliegen
         in Belgien erbrachte Werklieferungen der belgischen Umsatzsteuer.
      
 
      Bauleistungen
 
      Bei Werklieferungen/Werkleistungen ergeben sich darüber hinaus Besonderheiten, wenn der leistende Unternehmer zusätzlich als
         Bauunternehmer anzusehen ist, weil er unbewegliche Gegenstände (Immobilien im weiteren Sinne) liefert oder Arbeiten an unbeweglichen
         Gegenständen erbringt. Als Bauleistungen gelten alle Werklieferungen von Gegenständen, die fest mit dem Boden verbunden sind
         und nicht wieder entfernt werden können, ohne Schäden am Grund und Boden oder Gebäude zu hinterlassen.
 
      In der Vergangenheit war für die Erbringung von Bauleistungen zwingend eine Bauunternehmerregistrierung erforderlich, diese
         Registrierung ist heute nur noch optional und für in der EU ansässige Unternehmer nicht mehr zwingend erforderlich.
      
 
      Verlagerungsverfahren/Reverse-Charge
 
      Das belgische Umsatzsteuerrecht sieht bereits seit dem 1. 1. 2002 umfassende Regelungen zur Verlagerung der Steuerschuld auf
         den Leistungsempfänger vor, wenn der leistende Unternehmer nicht in Belgien ansässig ist.
      
 
      Im Einzelnen ist für die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens für jeden Umsatz zu unterscheiden, ob jeweils der leistende
         Unternehmer und der Leistungsempfänger in Belgien
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                  ansässig sind
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                  über feste Geschäftseinrichtung bzw. umsatzsteuerliche Betriebsstätte verfügen
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                  über einen Fiskalvertreter registriert sind
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                  direkt (ohne Fiskalvertreter) registriert sind
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                  überhaupt nicht registriert sind

               
            

         
      
 
      Zusammengefasst und vereinfacht ergeben sich die folgenden Konstellationen und umsatzsteuerlichen Auswirkungen:
 
      [image: tbl_628961_1.jpg]
 
      Für die Erbringung von Bauleistungen gilt ein generelles Reverse-Charge-Verfahren, auch wenn die Leistung zwischen zwei in
         Belgien ansässigen Unternehmen erbracht wird.
      
 
      In Belgien ansässige Unternehmen und ausländische Unternehmen, die über eine feste Niederlassung i. S. d. Umsatzsteuer verfügen,
         sind immer verpflichtet, zuzüglich belgischer Umsatzsteuer abzurechnen. Auf den Status des Leistungsempfängers kommt es in
         diesem Fällen nicht an. Entsprechend den Vorgaben der EU wird eine feste Nieder­lassung i. S. d. Umsatzsteuer in Belgien dann angenommen, wenn es sich um eine feste Geschäftseinrichtung handelt und ausreichend
         personelle und finanzielle Ressourcen verfügbar sind, um die Geschäfte der Betriebsstätte selbstständig zu führen. Eine handelsrechtlich
         eingetragene Niederlassung wird in der Regel auch als umsatzsteuerliche feste Niederlassung angesehen. Die im Rahmen von Werklieferungen
         häufig entstehenden und für Ertragssteuerzwecke relevanten reinen Montagebetriebsstätten werden aus umsatzsteuerlicher Sicht
         üblicherweise nicht als feste Niederlassung betrachtet und begründen somit keine Ansässigkeit.
      
 
      Ist das ausländische Unternehmen über einen Fiskalvertreter umsatzsteuerlich in Belgien registriert, so ist das Reverse-Charge-Verfahren
         nur dann nicht anzuwenden und zuzüglich Umsatzsteuer zu fakturieren, wenn der Leistungsempfänger nicht in Belgien ansässig
         ist und über eine direkte Registrierung verfügt oder überhaupt nicht registriert ist.
      
 
      Im Vorfeld ist daher der umsatzsteuerliche Status des Leistungsempfängers zu klären. Leider lässt sich anhand der Steuernummer/USt-ID-Nummer
         des Leistungsempfängers nicht erkennen, ob dieser in Belgien über eine feste Niederlassung verfügt, über einen Fiskalvertreter
         oder direkt zur Umsatzsteuer registriert ist, so dass die Informationen beim Kunden bzw. Lieferanten abzufragen sind.
      
 
      Zu beachten ist, dass der Leistungsempfänger bei fehlerhaft berechneter Umsatzsteuer aufgrund der Nicht-Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens
         keinen Vorsteuerabzug geltend machen darf. Umgekehrt schuldet der leistende Unternehmer auch dann die Umsatzsteuer, wenn der
         Leistungsempfänger (nicht zutreffend) das Reverse-Charge-Verfahren angewendet und die Umsatzsteuer ordnungsgemäß erklärt hat.
      
 
      Einfuhrumsatzsteuer
 
      Auf Antrag können in Belgien umsatzsteuerlich registrierte Unternehmer die Zahlung der Einfuhrumsatzsteuer in die Steuererklärung
         verlagern. Aufgrund des gleichzeitigen Rechts zum Vorsteuerabzug kommt es damit nicht zu einem Zahlungsmittelabfluss und somit
         zu einem Liquiditätsvorteil.
      
 
      In der Vergangenheit war für die Verlagerung eine Garantie an den Zoll zu zahlen, dies ist seit 2013 nicht mehr erforderlich.
         Unternehmen, die regelmäßig in Belgien importieren, sollten daher diese Möglichkeit prüfen und ggfs. den erforderlichen Antrag
         an das zuständige Finanzamt stellen.
      
 
      Konsignationslager/Call-off stock
 
      Das belgische Umsatzsteuerrecht sieht eine generelle Vereinfachungsregel für Konsignationslager und Call-off stocks vor. Es
         ist unerheblich, ob sich das Lager bei einem Kunden oder einem externen Dienstleister befindet. Lieferungen über ein Konsignati­onslager in Belgien werden behandelt wie Direktlieferungen, d. h. als innergemeinschaftliche Lieferungen an den Kunden.
      
 
      Die umsatzsteuerliche Anmeldung erfolgt jedoch erst zum Zeitpunkt der Warenentnahme durch den Kunden, der in Belgien Erwerbsteuer
         anmelden muss. Der Lieferant muss sich somit nicht in Belgien registrieren lassen.
      
 
      Falls eine umsatzsteuerliche Registrierung in Belgien besteht oder erfolgt, entfällt die Vereinfachungsregelung. In diesem
         Fall gelten Lieferungen auf das Lager in Belgien als Verbringungen, die einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestellt
         sind. Den in Deutschland steuerfreien Verbringungen steht in Belgien ein innergemeinschaftlicher Erwerb gegenüber, für den
         Erwerbsteuer anzumelden ist.
      
 
      Die Lieferungen aus dem Konsignationslager an den Kunden werden als Inlandsumsatz innerhalb Belgiens betrachtet. Für die Fakturierung
         der Lagerentnahme gelten die generellen Regelungen zum Reverse-Charge-Verfahren.
      
 
      Steuerbefreiungen
 
      Das belgische Umsatzsteuergesetz sieht Umsatzsteuerbefreiungen unter anderem für die folgenden Lieferungen bzw. Leistungen vor:
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                  Ausfuhrlieferungen

               
            

         
      

      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	[image: *]
               	
                  Innergemeinschaftliche Lieferungen
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                  Zeitungen und Zeitschriften
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                  bestimmte Finanzumsätze
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                  Verkauf und Vermietung von Grund und Boden, Gebäuden

               
            

         
      
 
      Das belgische Umsatzsteuerrecht kennt – wie das deutsche Recht auch – die Möglichkeit des Verzichtes auf die Steuerfreiheit
         bei Finanzdienstleistungen. Bei der Veräußerung und bei der Vermietung von Grundstücken ist eine Option hingegen nicht möglich.
      
 
      Innergemeinschaftliche Lieferungen
 
      Für innergemeinschaftliche Lieferungen müssen Nachweise vorgehalten werden, die die Lieferung in einen anderen EU-Staat belegen.
         Anders als in Deutschland gibt es keine genauen Regelungen, welche Dokumente zum Nachweis vorgelegt werden müssen, sondern
         „die Gesamtheit der Umstände muss darauf schließen lassen, dass eine Lieferung in einen anderen EU-Staat stattgefunden hat“.
         Das bedeutet, dass neben Transportdokumenten insbesondere in Abholfällen auch Lieferscheine, Kundenbestätigungen und Kontoauszüge
         angefordert werden können, um eine Zahlung aus dem Ausland zu beweisen und damit die Annahme zu unterstützen, dass der Kunde
         dort ansässig ist und die Waren an seinen Geschäftssitz verbracht hat.
 
      Exporte
 
      Die Steuerfreiheit für den Export ist durch das elektronische Zolldokument mit Ausgangsvermerk und MRN-Nummer nachzuweisen.
         Der Unternehmer, der die Steuerbefreiung in Anspruch nimmt, muss als Exporteur im Zolldokument genannt sein. Sofern der zollrechtliche
         Ausführer von dem Unternehmer abweicht, der die Umsatzsteuerbefreiung in Anspruch nimmt, muss der umsatzsteuerrechtliche Ausführer
         in Feld 44 des Zolldokuments angegeben werden.
      
 
      Reihengeschäfte
 
      Zu beachten ist, dass die Regelungen zum Reihengeschäft bei Exporten teilweise von den in anderen EU-Staaten geltenden Regeln
         abweichen. Während dort für die Beurteilung die Verantwortlichkeit für den Transport entscheidend ist, spielt dies im belgischen
         Recht bei Exporten nur eine zweitrangige Rolle.
      
 
      Auch Lieferungen innerhalb Belgiens, die entweder mit der Lieferbedingung „FOB“ (Free On Board) oder auf den Kai im Hafen
         erfolgen, können bereits als steuerfreie Ausfuhrlieferung betrachtet werden, sofern der Vorlieferant in Feld 44 der Zollanmeldung
         genannt ist.
      
 
      Bei innergemeinschaftlichen Reihengeschäften ist auch in Belgien die Frage maßgeblich, wer den Transport in einen anderen
         EU-Staat veranlasst hat und somit eine steuerfreie warenbewegte Lieferung tätigt. In der Praxis wird jedoch häufig nur auf
         die Verwendung der Umsatzsteuer-ID-Nummer abgestellt.
      
 
      Die Vereinfachungsregel für Dreiecksgeschäfte ist in Belgien auch dann anwendbar, wenn der mittlere Unternehmer in Belgien
         umsatzsteuerlich registriert ist und die Warenbewegung in Belgien endet.
      
 
      Werkzeugkostenzuschüsse
 
      Werkzeugkostenzuschüsse sind im belgischen Umsatzsteuerrecht in einem Erlass vom 6. 10. 1999 geregelt worden. Geht die Verfügungsmacht
         an dem Werkzeug an den Zuschussgeber über, dann liegt grundsätzlich eine umsatzsteuerbare Lieferung in Belgien vor. Werden
         die mit dem Werkzeug hergestellten Teile in das Drittlandsgebiet oder in einen anderen EU-Staat geliefert, dann kann auch
         eine steuerbefreite Abrechnung der Werkzeugkostenzuschüsse erfolgen.
      
 
      Steuersätze
 
      Im belgischen Umsatzsteuergesetz gibt es folgende Steuersätze:
 
      
         
            
            
            
            
            
         
         
            
               
               	[image: *]
               	
                  Normalsteuersatz 21 %
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                  ermäßigter Steuersatz 12 %
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                  Niedrigsteuersatz 6 %

               
            

         
      
 
      Die folgenden Leistungen unterliegen dem ermäßigten Steuersatz von 12 %:
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                  Restaurations- und Cateringleistungen (außer Getränken)
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                  Margarine
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                  pharmazeutische Erzeugnisse
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                  sozialer Wohnungsbau

               
            

         
      
 
      Dem Niedrigsteuersatz von 6 % unterliegen folgende Leistungen:
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                  Lebensmittel
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                  Medikamente
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                  Personentransporte
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                  Beherbergungsleistungen
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                  Näh- und Reparaturarbeiten an Schuhen, Kleidung und Heimtextilien

               
            

         
      
 
      Bemessungsgrundlage
 
      Als Bemessungsgrundlage zur Ermittlung der belgischen Umsatzsteuer gilt – entsprechend den Vorgaben der MwStSystRL – alles, was der Leistungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu erhalten.
 
      Eine nachträgliche Korrektur der Bemessungsgrundlage ist bei Forderungsausfällen möglich. Voraussetzung ist, dass nachweisbar
         alle gesetzlichen Möglichkeiten (Mahnverfahren, Anmeldung von Ansprüchen im Insolvenzverfahren) ausgeschöpft sind und die
         Forderung auch in der Gewinn- und Verlustrechnung als uneinbringlich aufwandswirksam ausgebucht wird. Dem Kunden ist eine
         korrigierte Rechnung zu senden, in der ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass die Vorsteuer ebenfalls zu korrigieren ist.
         Die Korrektur der Umsatzsteuer muss innerhalb von drei Jahren nach Bekanntwerden der Uneinbringlichkeit erfolgen.
      
 
      Vorsteuerabzug
 
      Grundvoraussetzungen für die Inanspruchnahme des Vorsteuerabzugs sind:
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                  der Unternehmer muss eine Lieferung oder Leistung für sein Unternehmen bezogen haben,
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                  die Lieferung oder Leistung muss von einem anderen Unternehmer ausgeführt worden sein und
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                  der leistende Unternehmer muss eine ordnungsgemäße Abrechnung mit offen ausgewiesener Umsatzsteuer erstellt haben.

               
            

         
      
 
      Vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist die Steuer für:
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                  Bewirtungskosten
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                  Übernachtungskosten
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                  50 % der PKW-Kosten

               
            

         
      
 
      Ein Vorsteuerabzug bei Übernachtungskosten/Verpflegungskosten ist teilweise möglich. Fallen die Kosten im Rahmen von Reisetätigkeiten
         von in Belgien im Rahmen eines Auftrags „aktiven“ Personen (z. B. Monteuren und Arbeitern) an, so kann die Vorsteuer geltend
         gemacht werden. Liegt lediglich eine „Geschäftsreise“ (z. B. zur Kontaktpflege oder für Vertragsverhandlungen) vor, ist ein
         Vorsteueranspruch nicht gegeben.
      
 
      Rechnungsbestandteile
 
      Grundsätzlich ist für jede Lieferung oder Leistung, die ein Unternehmen erbringt, bis zum 15. des Folgemonats eine ordnungsgemäße
         Rechnung zu erstellen. Rechnungen können in beliebiger Sprache gestellt werden, sind jedoch auf Verlangen der Finanzverwaltung
         zu übersetzen und müssen mindestens folgende Angaben enthalten:
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                  Name und Anschrift des Leistenden
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                  Umsatzsteuer-ID-Nummer des Leistenden
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                  Name und Anschrift des Kunden
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                  Umsatzsteuer-ID-Nummer des Kunden
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                  Rechnungsdatum
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                  fortlaufende Rechnungsnummer
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                  Leistungszeitpunkt/Lieferzeitpunkt
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                  Leistungsbeschreibung
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                  Nettobetrag
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                  Umsatzsteuersatz
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                  Umsatzsteuerbetrag
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                  Hinweis auf Minderung des Entgelts
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                  ggfs. Angabe des Fiskalvertreters des Lieferanten und Kunden, wenn dieser die Umsatzsteuer schuldet
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                  ggfs. Hinweis auf eine Steuerbefreiung mit Angabe des Befreiungsgrundes gem. MwStSystRL oder gem. belgischem Umsatzsteuergesetz

               
            

         
      
 
      
         Hinweis

      

      
         Innergemeinschaftliche Lieferungen:
Livraison exonérée de la TVA sur la base de l’article 39 bis CTVA - livraison intracommunautaire

         Exporte:
Livraison exonérée de TVA sur la base de l'article 39, §1er CTVA - exportation
         

      
 
      Auch im Falle einer Verlagerung der Umsatzsteuerschuld (Reverse-Charge) ist auf die Anwendung des Verlagerungsverfahrens hinzuweisen:
 
      
         Hinweis

      

      
         „Vous – le client – êtes obligé d’acquitter la TVA – Article 51, § 2 CTVA.“

         „BTW te voldoen door de medecontractant – Artikel 51, § 2 CWBTW.“

      
 
      Das belgische Umsatzsteuerrecht kennt keine Regelung zu Kleinbetragsrechnungen, d. h. alle Rechnungen müssen die oben genannten
         Bestandteile enthalten.
      
 
      Sofern eine Rechnung in einer Fremdwährung gestellt wird, muss der Umsatzsteuerbetrag zwingend in EUR auf der Rechnung genannt
         werden. Die Umrechnung in EUR muss zum letzten veröffentlichten Umrechnungskurs der Europäischen Zentralbank oder Belgischen
         Nationalbank erfolgen. Wurde bereits im Vertrag ein Umrechnungskurs festgelegt und wird die Zahlung insgesamt zu diesem Umrechnungskurs
         geleistet, kann auch dieser Kurs verwendet werden.
      
 
      Elektronische Rechnungen
 
      Belgien hat zum 1. 1. 2013 die Vorgaben der EU zur elektronischen Rechnungsstellung umgesetzt.
 
      Die elektronische Rechnungsstellung ist zulässig, wenn der Rechnungsempfänger mit der elektronischen Fakturierung einverstanden
         ist. Es ist zu empfehlen, dies schriftlich zu dokumentieren, obwohl das Einverständnis auch stillschweigend erklärt werden
         kann.
      
 
      Weiterhin müssen Rechnungssteller und Rechnungsempfänger die Echtheit der Herkunft einer Rechnung, die Unversehrtheit ihres
         Inhalts und die Lesbarkeit vom Zeitpunkt der Ausstellung bis zum Ende der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist gewährleisten. Dies
         kann nach Wahl der Beteiligten in folgender Form erfolgen:
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                  Rechnungsübermittlung in einem EDI-System
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                  Versendung der Rechnungen mit einer elektronischen Unterschrift oder
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                  in jeder anderen Form, wenn ein dokumentiertes und dauerhaftes Kontrollsystem eingerichtet wird, das der Finanzverwaltung
                     im Rahmen einer Prüfung ermöglicht, die empfangenen Daten nachzuvollziehen und eine nachträgliche Änderung auszuschließen.

               
            

         
      
 
      Anzahlungen
 
      Die Regeln zur Besteuerung von Anzahlungen haben sich in Belgien in den letzten Jahren mehrfach geändert. Seit dem 1. 1. 2016
         entsteht die Steuerschuld auf Anzahlungsrechnungen in Belgien wie auch in Deutschland erst bei Zahlungseingang oder wenn die
         Leistung vollständig erbracht wurde – je nachdem, was früher eintritt. Das Erstellen einer Anzahlungsrechnung führt nicht
         mehr zu einer Steuerschuld, wenn die Leistung noch nicht erbracht und die Zahlung noch nicht vereinnahmt wurde.
      
 
      Korrespondierend darf auch die Vorsteuer erst dann geltend gemacht werden, wenn die Zahlung tatsächlich geleistet bzw. die
         vollständige Leistung erhalten ist.
      
 
      Gutschriften/Self Billing
 
      Grundsätzlich besteht auch in Belgien die Möglichkeit, im Gutschriftsverfahren abzurechnen. Um den Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers
         sicherzustellen, muss die Gutschrift alle üblichen Rechnungsbestandteile und den Hinweis „Self bill“ enthalten.
      
 
      Die Parteien müssen sich über die Abrechnung im Gutschriftsverfahren geeinigt haben, dies kann auch ohne schriftliche Vereinbarung
         geschehen. Weiterhin ist jede Gutschrift vom Lieferanten zu akzeptieren, dies kann jedoch auch stillschweigend (= kein Widerspruch
         innerhalb einer vorher definierten Frist, Akzeptanz der Zahlung) erfolgen.
      
 
      Auch wenn im Gutschriftsverfahren abgerechnet wird, bleibt der leistende Unternehmer für die ordnungsgemäße Rechnungsstellung
         verantwortlich.
      
 
      Nachträgliche Korrekturen dürfen ebenfalls nur durch den Leistungsempfänger vorgenommen werden.
 
      Aufbewahrung von Unterlagen
 
      Alle in Belgien umsatzsteuerlich registrierten Unternehmen sind verpflichtet, alle Unterlagen, die die belgische Umsatzsteuer
         betreffen, sieben Jahre aufzubewahren und auf Anforderung vorzulegen.
      
 
      Sofern eine Registrierung über einen Fiskalvertreter vorgenommen wurde, ist dieser verpflichtet, die Unterlagen in Belgien
         vorzuhalten. Bei einer direkten umsatzsteuerlichen Registrierung können die Unterlagen auch im Ausland aufbewahrt werden.
      
 
      Alle Dokumente können in Papierform oder elektronisch aufbewahrt werden. Eine elektronische Archivierung ist möglich, sofern
         die Echtheit und Unveränderbarkeit der Daten gewährleistet ist. Anders als in Deutschland dürfen in Belgien auch auf elektronischem
         Weg erhaltene Rechnungen als Ausdruck in Papierform aufbewahrt werden.
 
      Veranlagungsverfahren/Steuererklärungen
 
      In Belgien müssen die Umsatzsteuererklärungen bei Umsätzen von mehr als 2,5 Mio. € pro Jahr monatlich bis zum 20. des Folgemonats
         in elektronischer Form abgegeben werden. Bei Umsätzen von weniger als 2,5 Mio. € pro Jahr können quartalsweise Steuererklärungen
         abgegeben werden.
      
 
      Vorsteuerbeträge werden grundsätzlich vorgetragen und auf Antrag am Ende eines Quartals ausgezahlt. Der Antrag auf Auszahlung
         eines Vorsteuerguthabens löst häufig eine Umsatzsteuerprüfung aus. Unternehmen, die vor allem steuerfreie Exporte und innergemeinschaftliche
         Lieferungen tätigen, können auch beantragen, monatliche Vorsteuerauszahlungen zu erhalten.
      
 
      Zu beachten ist, dass der belgische Fiskus auch bei der fehlerhaften Erklärung von Eingangsumsätzen, die dem Reverse-Charge-Verfahren
         unterliegen, Strafen in Höhe von bis zu 100 % der Umsatzsteuer erhebt, obwohl ein gleichzeitiges Recht zum Vorsteuerabzug
         besteht.
      
 
      Die belgische Finanzverwaltung fordert von den in Belgien registrierten Gesellschaften jährlich eine Aufstellung aller in
         Belgien getätigten Umsätze, aus der Kunden und Lieferanten, deren Anschrift, Steuernummer sowie die eingeforderten Steuerbeträge
         bzw. dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegenden Umsätze hervorgehen müssen (Listing des clients, listing des fournisseurs).
         Die Aufstellungen sind jeweils bis zum 31. 3. des Folgejahres in elektronischer Form an das Finanzamt zu senden.
      
 
      Zentrales Portal für die Abgabe der Umsatzsteuererklärungen, Kunden- und Lieferantenliste und der Zusammenfassenden Meldung
         ist das Portal Intervat:
      
 
      http://finances.belgium.be/fr/E-services/Intervat.
 
      Die allgemeine Verjährung tritt in drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in die Steuerschuld entstanden ist, ein. Im Fall einer
         Steuerhinterziehung verlängert sich die Frist auf sieben Jahre.
      
 
      IntraStat/Zusammenfassende Meldung
 
      In Belgien werden sowohl Zusammenfassende Meldungen für innergemeinschaftliche Lieferungen als auch IntraStat-Meldungen abgegeben.
 
      IntraStat-Meldungen sind in elektronischer Form bis zum 20. Tag des Folgemonats einzureichen, wenn der Schwellenwert von 1,5
         Mio. € für Eingangs- und 1 Mio. € für Ausgangsmeldungen überschritten wird.
      
 
      Ausführliche Informationen zur Abgabe der Intrastat-Meldungen sind in deutscher Sprache auf der Internet-Seite der Belgischen
         Nationalbank verfügbar:
      
 
      https://www.nbb.be/doc/dq/onegate/de/login_de.html
 
      Die Zusammenfassenden Meldungen über innergemeinschaftliche Lieferungen und Dienstleistungen sind ebenfalls in elektronischer
         Form bis zum 20. Tag des Folgemonats einzureichen. Wenn pro Quartal innergemeinschaftliche Lieferungen mit einem Wert von
         weniger als 50.000 € getätigt werden, kann die Abgabe quartalsweise erfolgen.
      
 
      Registrierung
 
      Unternehmer, die Waren in Belgien importieren möchten, müssen sich nicht zwingend selbst zur Umsatzsteuer registrieren lassen.
         Alternativ können sie einen sogenannten „Kleinen/Beschränkten Fiskalvertreter“ einschalten, der über eine für mehrere Steuerpflichtige
         nutzbare USt-ID-Nummer verfügt. Der kleine Fiskalvertreter kann genutzt werden, wenn Waren importiert, diese in Belgien zum
         freien Verkehr abgefertigt und anschließend innerhalb Belgiens oder in andere EU-Staaten geliefert werden. Der kleine Fiskalvertreter
         wickelt den Import ab und erfüllt die Erklärungspflichten für Umsatzsteuer, Intrastat und Zusammenfassende Meldung.
      
 
      Der vertretene Unternehmer haftet jedoch gesamtschuldnerisch mit dem kleinen Fiskalvertreter für die Umsatzsteuer.
 
      Zu beachten ist, dass die globale Umsatzsteuernummer des kleinen Fiskalvertreters nur dann genutzt werden kann, wenn keine
         eigene Umsatzsteuerregistrierung in Belgien existiert.
      
 
      In der EU ansässige Unternehmer können sich in Belgien entweder direkt oder über einen Fiskalvertreter registrieren lassen.
         Für nicht in der EU ansässige Unternehmer ist die Benennung eines Fiskalvertreters obligatorisch.
      
 
      Sofern ein Fiskalvertreter benannt wird, haftet dieser gesamtschuldnerisch mit dem vertretenen Unternehmen.
 
      Zuständig für die Registrierung ausländischer Unternehmer ist das Finanzamt in Brüssel:
 
      Zentrales Finanzamt für ausländische Steuerpflichtige
 
      Dienst Controle
Paleizenstraat 48
6de verdieping
1030 Brüssel
      
 
      Benötigte Unterlagen/Informationen für eine umsatzsteuerliche Registrierung in Belgien:
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                  Beschreibung der Tätigkeiten in Belgien
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                  Handelsregisterauszug (beglaubigt)
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                  Gesellschaftsvertrag
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                  ggfs. Vollmacht für den Fiskalvertreter
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                  Unternehmerbescheinigung vom Finanzamt
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                  sonstige Dokumente, die die geplanten Aktivitäten in Belgien beweisen (Verträge, Bestellungen etc.)
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                  Formular Nr. 604 A
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                  Formular Nr. 800
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                  Formular IRR
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                  bei Registrierung über einen Fiskalvertreter erstellt dieser zusätzlich:
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                  Formular 801
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      Die Formulare sind in deutscher, französischer und niederländischer Sprache verfügbar. Bei Benennung eines Fiskalvertreters
         akzeptiert die Finanzbehörde jedoch nur Formulare in der Amtssprache der Region, in der der Fiskalvertreter ansässig ist.
      
 
      Die belgische Finanzbehörde stellt an die Registrierungsunterlagen hohe formelle Anforderungen und akzeptiert keine Dokumente,
         die diesen nicht genügen, was zu einer Verzögerung der Registrierung führt.
      
 
      Insbesondere die folgenden Hinweise sollten beachtet werden:
 
      
         Hinweis
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                        Handelsregisterauszug
Der HR-Auszug muss beglaubigt und jüngeren Datums sein. Die Personen, die die Registrierungsformulare unterzeichnen, müssen
                           im HR-Auszug genannt sein.
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                        Gesellschaftsvertrag
Der Vertrag – in Kopie – muss unterschrieben sein
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                        Bei allen Unterschriften ist darauf zu achten, dass der Name des Unterzeichnenden in Blockschrift angegeben wird.
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Datum

Unterschrifien
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4.10  Bestimmung der unter Punkt 4.5 bis 4.9 hier oben aufgefihrten Giter

il 4.10.1 der unter Punkt | aufgefihrte Steuerpflichtige liefert ettt
diese an Steuerpfichiige die in Belgien ansdssig sind und )
|| . die poricische Eriarungen anveichen missen nein
4.10.2 der unter Punkt | aufgefGhrte Steuerpflichtige liefert die
an Steuerpflichtige, die nicht in Belgien ansdssig sind und die in Ia]
Bolgien via einen hafcaren Fiskaverteer dentiizirt werden (KEIN
|| cinfacher Bovolméchigter nein
4103 doruntor Punic | auigelihr Steverpfichige iefert
diese Giter an Steuerpflichtige die nicht in Belgien 2
ansassig sind e
il 4.10.4 der unter Punkt | aufgefihrte Steuerpflichtige liefert ial
diese Gt an Privtieute e
4.10.5 derunter Punkt | auigefite Steverpfichige iefert o
|| diese Giterin sinen anderen EL-Migiedstaat nein
410.6 dor untar Punk | auigefinve Severpfichige
verbring diese Gier von Belgien aus in enen anderen EU- )
Ll wigiedstaat e
4.10.7 der unter Punkt | aufgefUhrte Steuerpflichtige I
|| cxportertdiese Giterin in Land audrhalb der EU e
4.10.8 derunlr Punikd | auigefivie Steverpfichige o
benutzt diese Giter um Dienstieistungen zu tatigen, die in
Ll Belgien okaisiert sind L
[J4-11 Vertigt der unter Punkt | aufgefuhrte Steuerplichtige dber iaf
cinen Lagerplatz in Beigien noi
[rasia 4.11.1 Name des Eigentimers des Lagerplatzes.
[ 4112 MWST:. des Eigentumers des Lagerplatzes:
| 4113Swade  Hausnummer Briokast
[]  4114Postetzah  Ortschatt
[412 " Bezahit der unter Punkt | auigefahrte Steverplichige JIE
LI MWST ix Dienst o im erbacht werden e
3 Tatigt der unter Punkt | auigefiihrte Steuerpfichtige selbst o}
||"" Oiensteistngen in Ecigien nein
s, 4.13.1 Tatgtde unter Punk | algetdhrie Steverpfichige diese N
Dienstiistungen fr Stverplichige die in Eelgien ansssi sind und
|| periodische Erkiarungen eieichen missen nein
4.13.2 Tatigtdo unter Punikt | auigefihrie Steverpfichige dese
Leistungen fr Steuerpfichige de icht i Belgien ansdssig sind aber
die in Beigien MWST-maBig identifiziert sind vi n haftbaren
L Fiskalvertreter (KEIN einfacher Bevolimachtigter ) nein|
4.13.3 dor unte Punk | auigefite Steverpfichige tatgt o
diese Leistungen far Steverplichtige die nicht in Belgien
ansassig sind nein
N 4.13.4 Der unter Punkt | aufgefihrte Steverpflichtige tatigt
s Leistungen fir Prvateue,
4.13.5 Betefen de in Beigien gtatigten Lestungen
[ Ceistungen in Bezug auf ein unbewegiches Gut” nein





OEBPS/bilder/175182.gif
o

FINANZMINISTERIUM
MWSt, Registrierungs-
und Domanenverwaltung

Name, Vormamen und Anshif des
der Anmeldepfichigen oder <nes
cier jden dr Anmeldeplichigen

Angeber, i welher Eigenscha i)
jede(0) der Unteacichner(innem)
Hande (2. i seineyuencigene,
Namen i e e Eigaschatl s
Miged der akischen Veringins.
als” Gesehatuara i
Vervaea) ws w).

Das Datem des Tatgkeitsbeginns
angeben

. 604 A - 1990k

MWST

ERKLARUNG UBER TATIGKEITSAUFNAHME
ZUR BEACHTUNG

Jede Person muss, bevor sie eine Tatigkeit ausibi, die ihr die Eigenschaf eines.
Mehrwertsteuerpflichtigen verleiht, vorliegendes Formular, gehdrig ausgefullt und
unterschrieben, dem MWSt-Kontrollamt zukommen lassen, zu dem sie gehdren
wird, das heisst in den meisten Fallen dem Amt, das fi ibren Wohnsitz oder
ihren Gesellschaftsitz zustindig ist. Stosst betreflende Person beim Ausfillen
des Formulars auf Schwierigkeiten, brauch sie sich bloss an vorgenanntes MWSt-
Kontrollamt zu wenden ; dortselbst werden i alle gewlnschten Auskinfie eteilt
werden.

erklirverklaren in Durchfihrung des Artikels SO § | Ziffer 1. des Mehrwertsteuer-
gesetzbuches, dass die nachstchend im Rahmen | benannte (natirliche ode juristische)
Person ab dem (3)
ine Tatigkeit ausiben wird, die ihr die Eigenschaf eines Mehrwertstcuerpflichigen
verl

Ex(Sie) bescheinigubescheinigen ausserdem die Richtigkeit der verschiedenen
nachstehend gegebenen Auskinfc.

Fr Rahmen I bis VI BITTE WENDEN

NUR FOR DIE VERWALTUNG
Erklarung eingegangen am
Zetel Nr. 610 der DVZ zugesandt am

T e [TTTT]

Bemerkungen - -
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MWST-IDENTIFIKATION VIA EINEN HAFTBAREN FISKALVERTRETER (IHF)

e ierunten augfihrte Steverpfichige fiht an, dass er icht Gber eine —

feste Niederiassung in Belgien verfdgt und winscht, sich in Belgien bei der )
[Mwst:Verwaltung unter dem Verfahren des “haftbaren Fiskalvertreters” (d.h.
/ohne Bevollmachiigten) identizieren zu lassen. nein|

[ 1dentifikation des nichtin Belgien ansassigen Steuerpfiichtigen (Ursprungsiand)
Name und Vorname oder vollstandige Bezeichnung
StraBe
Hausnummer(n) und Briefkasten
I Postleizahl  Ontschaft
f Land (anderer als Belgien)

15 Temimammor e vonahi dos Landes
1.7 Faxnummer
18 e-mai-Adesse
19 Name des Verwalers der Akte/Kontakiperson
1110 Unter welcher MWST-Nummer wurden Sie im
Ursprungsland MWST-maBig identiziert
1.1 Figen Sie bite das Original einer Steverpfichtigenbescheingung Jangeren
‘Datums bei (weniger als ein Jahr ait) ausgehandigt von der Verwaltung Ihres
Ll Ursprungsiandes (diese Anlage wird als "Anlage 1* nummerier),

Tl Weiche Rechistorm hatde Gesstischat

122 Welches Grindungsjanr hat e Gesslschaf
7123 Sie missen sine Kopie dar Grindungsurkunde/Statuten der et Belgien ansasigen Gesaschal barigen,
die in Punkt | aulgefhrt wird, sowie eine Kopie des Auszugs des Handelsregisters (Diese Anlagen missen als
“Anlage ' und *Anlage 3 nummerientwerden?).
Wenn Sie ke Gesalschatt sondar aina natarichen Person sind, missen Sie sin Wohnstzzeugnis und sine
Kopie des Auszugs des Handelregisters baiigen (Diese Anlagen missen als “Anago 2 und *Aniage 3
nummeriont werder).

Tl Registrierung in Belgien
.1 Wurde der unter Punkt | aulgefUhre Steuerplchtige o
beretsbei der begischen MWST-Verwalung
identiziot? nei
Faia. et welcher Nummer

32 Welche Sprache waht der unter Punkt | aufgefihvte  Niedertindisch
Steuerpfiichtige fur seine Standardkorrespondenz mitder  Franzésisch
beiischen Verwatung 7 Doutsch

33 Anwelcher Adresse in Beigen werden die Bcher und Dokumente die sch auf die witschaftiche Tatigkeit des
unter Punkt | auigefiven Steverplichigen n Belgien beziehen, auf ausdricKiche Anifage der Vewaltung
vorgelegtwerden 7
3.3.1 Name und Vormame oder volstandige Bezeichnung
Ger (narichen oderjuristischen) Person die an dieser
Adresse ansassig st
332 Strae
33.3 Hausnummer(r) und Brefkasten
334 Postotzabl _ Otschatt(n Belgier)

335 Telefonnummer

336 Faxnummer

337 o-mai-Adresse

3.3.8 Name und Eigenschaftder (natirichen) Person die
2 kontaktieren is, dio an dieser Adresse ansassig st und
dio damit beauftrag s, der Veowaltung d Bcher und
Dokumente vorzuiegen.

T

 ICE— - -
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Haputighei s die mit dem
mumassich ichten Unss
Gepebencfls e sgeben, ob s
sich o Ttghed ls sl
Grosshindier, Vermitler  oder
Einzibinis handeh

Eniveder wGbersteigts  oder
et ek » emirgen

Der Mebrwersteveplichige scich
e nichawrelenden Vemerke (4
dicjengen. die das Beteverunes.
Ve, dem e g s
oder mochi, e beelen

D Mersteverpichige mass s
jeden Fll die unter Bochaabe o
Fefragie Auskualt ercien un

Ssserdem e der wnter_den
Buchstaben & bis 5 gelngten
ey

S0 s s sich .

1 AUSKONFTE 08k i TATIGET DES MEIRWERTSTEUERILCHTIONS

2 Genaue Bezeichnung der Tatigkeit : (werden mehrere Tatigkeiten
ausgeiibi, die genave Bezeichung einer jeden von ihnen angeben) Einzige
igkeit oder Hauptiatigkeit (1)

Witd der Mehrwertsteuerpflichtige regelmassig Einfuhren i cigene Rechnung.
vomehmen ?

(mit ja oder nein antworten)
. Mutmasslicher JAHRESUMSATZ (MWSt nicht einbegriffen) ©
@ 20.000.000 BEF.

M- AuskOurte sezoauci bes MWST-BEsTeuoxusasversawnsys (3)

Der in Rahmen | benannie Mehrwertsicuerpflichiige
a unterlegt dem MWSi-Sysiem fir seine gesamte Tatigkeit
oder
unterliegt dem MWSt-System nur fir einen Teil seiner Tatigkeit, nimlich
(diese Tatigheit anfuhven) .

b, erachter, dass seine Tatigkeit die fur die Anwendung des Ausgleich-
steuerverfahrens festgesetzien Erfordemisse erfillen wird und nimmt dieses
Verfahren an.

. erachet, dass seine Tatigkeit die Erfordernisse erfullen wird, die fir die
Anwendung des Pauschalverfahren festgesetzt sind, das fur den die
nachstehend angefihrien Sektor(en) ausgearbeitet wurde und mimmt dieses
Verfahven an (Bezeichnung des Sektors oder der Sekioren)

& unterliegt fur seine gesamte Tatigkeit dem Sonderverfahren fur
Landvirtschaftichen Unternehmer (At. 57 des MWSt-Gesetzbuches) und
nimm dieses Verfaheen an.

e unterliegt fur einen Teil seiner Tatigkeit dem Sonderverfahren fur die
landwirschaflichen Untemehmer (AR 57 des MWSt-Gesetzbuches und fir
den brigen Teil dem (genau anfiheen welchem Verfahren) -

£ wiinscht von der Abgabe periodischer MWSt-Erklirungen befreit zu sein, so
wie dies vorgesehen st im Sonderverfahren (4) : -

& unterliegt dem MWS(-Normalverfahren
oder
wahlt das MWS!-Normalverfahren.
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4.14  Der unter Punkt 1 aufgefihme Steuerpflichtige muss den Beweis der Tatigkeit
erbringen woraus ersichich ist, dass eine MWST-Ideniifikaton in Belgien notwendig -
~it. Dieser Bewes kann erbracht werden durch Vorzeigen einer Vielzahi von - -
Dokumenten wie Kopien von Rechnungen, Vertragen, Bostelischeinen,
Transportdokumenten. Diese Anlagen missen nummeriert werden als “Aniage(r) 4
(oder 4.1,4.2 bis . .). Wenn kein Gberzeugender Bewels erbracht werden kann,
wid keine MWST-BE-Nummer zugeteit

Vorligendes Formular muss as Ersuchen un Auskinfte angesehen werden. Jede Anderung der in vorlegendem
Formular mitgeteiten Angaben muss uns so schnellwie mbglich schriflich mitgetait werden Gber ein “Formuar 604
B, damit it Ihre Akte optimal verwallen konnen. Sobald eine belgische Mehrwerlsteuernummer it mehy bendtigt
wird, it alsbald Gber “Formular 604 C- die Léschung zu beantragen. Das NichtMitellen der Anderungen kann mit
einer Stafe geahndet werden.

Die Mieilung der spéteren Anderungen muss die Angaben, die zu &ndern sind, eindeutq angeben, ggl. st es

notwendig, die Beweissticke der Anderung zu erbringen (z.B. : Kopie der abgeanderten Statuten, neuer Auszug aus
e Handelsregister, neue Volmacht wenn Anderung des Vertrters, usw). Jede Anderung die i Ier Axe zu ttigen
ist, muss die Relerenz der Angabe, e ursprdnglich im voriegenden Formuar mitgeteit wurde, vermerken (z.8.
Telefonnummer des unter Puni 1.6 des Formulars IHF aulgelihrien Steuerpfichtigen wurde gendertin.

Damit die in vorliegendem Formular mitgeteiten Angaben als gt anerkannt werden, ist es unerlassiich, dass der
unter Punk | auigefahrte Steverpichige untenstehende Angaben ausfilt : Datum, perséniiche Unterschritdes
Steverpfichiigen (natdriche Person) oder einer Person, die in der GrandungsurkundeStatuten vorkomt juristisché
Person), Name und Eigenschatt des Unterzeichners, handgeschriebener Vermerk fur volistandig und fichtig erka"

Datum:

handgeschriebener Vermerk “far vollstandig und richtig erkiart”
| Unterschitt:

Name und Eigenschaft des Unterzeichners :
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Lieferung (Verbringen) ex Mitali

EU-Mitgredstast EU-Mitgliedstaat 1
v EU-Mitgliedstaat 2

EU,-Lager

Steuerpflichtige Lieferung

in EU-Mitgliedstaat 2 durch

EU, bei Warenentnahme

durch EU, v

EU,
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MWSt-Zentraldienststelle
far auslandische
Mehrwertsteuerpflichtige

1ue Van Orley 15
1000 BRUSSEL

Tel. - 0221838 60 — 218 46 05
Fax : 02/223 35 12
P.SK. : 000-2003427-86

(1) Das von dem (der) i in

) st m‘r-;’m-.mmm
Vorgeschogeno Dutum angueen 15
S Bamerung N 4t G ezt
S Vormegmndin Vor Ucks)

@ Name. Voramen odor valstandge
Betochning ing At

) Nehtzuretiends sachon
Handol dor Untarzochner rcht i

faktsenen
e
e Bezeichnung und volsisndge
Snschrin e Varomouny
Gosadacnat 5. i o o St

@ Austulen, tate dor (de) mcht m
S vt n Lagan e
o RSt Gancrce daninen
{5 "ern arie) reuss it
Vetvctate) vogschsgen wad)

Vornamen ode volistandige
Feenmond g At

Nr. 800 - 1557 7

FINANZMINISTERIUM

MWS., Registrierungs- und
Domanenverwaltung.

ABTEILUNG MWSt
VORSCHLAG EINES (EINER) ANZUERKENNENDEN HAFTENDEN
VERTRETERS (VERTRETERIN) FUR EINE(N) NICHT IN BELGIEN
ANSASSIGE(N) MEHRWERTSTEUERPFLICHTIGE(N) BEGINNEND AB
DEM m
(Mehrwertstouergeselzbuch Art 55 und Koniglicher Erlass Nr. 31 vom
29 Dazember 1982

Der (Die) Unterzeichnete(n) (2)

handeind (3) - in seinem (ivem) (ihven) eigenen Namen
in seiner (hrer) Eigenschalt als

.. bei der MWSt-Behorde in Belgien unter Nummer (4)

identiiziert ist. schiagt (schiagen) in Durchfdhrung von Artikel 56 des Mehrwert
stouergesetzbuches nachgenannte Person als haftende(n) Vertreter(in) vor und
setzt (setzen) ihn (sie) in alle durch besagtes Gesetzbuch oder in dessen Durch.
fhrung gewahrten Rechte beziehungsweise auterlegten Pfiichten ein

Nur far die Verwaltung

Vorschlag eingegangen am
Anerkennung erteift ab dem

Zugewiesene MWSL-Identifikationsnummer
Bemerkungen
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3.4

41

42

43

‘Bevor der unter Punkt 3.3 genennte Fiskalvertreter angestellt wird als Fiskalvertreter sind folgende Unteriagen
in Anlage beizufiger

3.4.1 Fomular Nr. 800 Vorschiag eines (einer) anzuerkennenden hafienden Vertreters (Vertrtern) ir ene:
nichtn Belgien ansassige(r) Mehwertsteuerpfichige(n)” sol der unter Purik | aufgefdhit Steverpiichige
Kortekt ausgefaitin Anlage beffigen (‘Aniage 5.1°).

3.4.2 Formuar Nr. 801 “Verpfichtung eines (einer) haftenden Verteters (Vertreterin) eines (einer) nicht in
Belgien ansassigen Mehrwertsteuerpfichtigen” sollder unter Punkt 3.3 aufgefdhite Fiskalvertreter korekt
ausgefditin Aniage beifdgen (‘Anlage 5.2°).

343 Der unter Punk! 3.3 ausgefhite Fiskalertreter sol beifigen:
- ein Wohnsitzzeugris des Fiskalvertreters wenn ef einer natirichen Person it (Anlage 5.3

Kopie des Gesslischaftsverrages und Anderungen (i Betiebskaptal und Belege die die Eigenschatt der
Unterzsichner nachweisen) CAnage 5.3).

il Tatigkeiten

Magichst genaue Beschraibung de in Belgien
(vorgesehenen) Tatigketen des unter Punk! | aufgehrten
Steuarpfichigen. Fals notwendig kann diese
Beschieibung i eine Anage auigenommen werden, die
der n Punkt 4.14 voriegenden Formuiars vorgesshenen
Anlage beigafgt wird

Mogichst genaue Bescheibung der von dem unlr Purkt
autgefitvien Steverpfichtgen nseinem Ursprungsland
ausgedbten Tatgkaten, und Vermerk allr
Sondersysteme, denen der Steuerpfichige unteriegt (Te-
Steverpfichtger, Gowinnspannentesteuerung ..)

Istdie Tatigkeit ir die Sie eine Identifkationsnummer ia|
Belgien beantragen, eine gelegentiche Tatigkeit ? nein
Wenn a, far welchen Zeiraum ?

Wenn nein, wie vird die Periodizitat der Tatigkeit sein 7

Wie hoch st der geschatzte Jahresumsatz des unter Punkt | aufgefihrten
Steverptlichtigen mit seiner Tatigkeit n Belgien?

Kaufen Sie Gter in Belgien an?

Wenn a, ab wann tatigen Sie diese Handlungen

Welches it der jahriche, in Euro ausgedriickte Betrag der abzishbaren
MWST, au den der unter Punkt | aufgefdhrte Steuerpfichige glaubtin
Anwendung von Artikel 45 und des Koniglichen Erlasses Nr. 3 des belgischen
MWST-Gesetzbuches, Anvecht zu haben

Fahrt der unter Punkt | aulgefdhite Steverpfichtige Gter aus.
Drittandern (auBerhalb der EU) nach Belgien e
Fahrt der unter Punkt | aufgefuhite Steuerpfichtige Gter aus anderen
EU-Landern nach Beigien ein

Verbringt der unter Punkt | aulgefdhite Steuerplichtige

‘eigene Giter aus einem anderen Mitgiedstaat nach

Belgien

‘Wenn ja, aus weiche(m)(n) anderen Migliedstaat(en) stammen diese
Goter






OEBPS/bilder/176450.gif





OEBPS/bilder/cover629047.jpeg
Feldt - Ellenberg - Brutscheidt - Plikat - Gerhards

Mehrwertsteuerrecht
europaischer Staaten und
wichtiger Drittstaaten

28 Lander im Uberblick

4. Auflage






OEBPS/bilder/176446.gif





OEBPS/bilder/175184.gif
w

@

©

®

Fir Eneleste sogeben : Nomen,
Vormamen, et und s der
beiden Ehegatien, den ehelichen
Goterstand bt Angabe des Namens
und des Amszes des. amierenden
Netas odr des Vermarks, dss b
Eheveriag vorlcgt, Ebentalls
anfihren, ob die Thigkeis vom
Ehernaa (M), von der Ehefis F)
oder von. beiden Eegatien (©)
St werden wid

i verwioete Pesonen den Namen
nd die Vormaren des versotenen
Eegaten st

~Fir ledige oder geschiedene
Perionen ik dem Vermrk « i
odr « gechinden darf hiawesen
Fir Zusammensehlisie ohne
Rechipersmchi <inet jdetn)
e Tehabr{mee) v, wobes
il 5 s Ebelewe hanel, i
vorschenden Echcen szvgeben
nd

Assrilen, s ds Gebode el
e vier e sufueit.

Firden Mebvwerseverpichigendic
N sines Permssoweie,
Aussilicrgeneinde  wnd  das

Fencomguny

Die juisische Fom i (2.

ne Geselschat.  Friva-
pesclhchut i beschikse Hatong,
Geselichu shos Erverbiamect
5 e s den Svrvngen
Nevergnds i Denong.

ot dhse Vetenichun noch nich
g, o de 2o Encing omer
NWStNommererforderliche
Zeispanne dadtch vrkn werkn,
s vorlegender Enlsrong rwei
‘Nochen e Gk sl
Anige bigefug werden Desagic
Absciife misien vom ascrenden
N beglabit e i s von
e Smpeesr et

Auszufilien, wenn der Mehrwert-
Steucrpflichige sine Bencnnung
e, di sich von det i Ko
A vk st -
J N ———
e Oz ws . angeb.

T ———
i, die Telefonmammer und
eceebencaialls dus Firmchd o
e ——

Es handel sich um den lsp-
Servatungts, von dem aus gt
Melrwerseveplichige sin Unir
e tsichich e v o

e Niederas.
sungen koo 2l cinen geveomien
Bl ol

AUSKONITE OuER DN MEIRWERTSTEUERSFLICHTIGEN

A, Fir natirliche Personen und Zusammenschildsse ohne Rechispersinlichkeit
2 Name und Vornamen (in grossen Druckbuchstaben), Geburtsort und -
datum, ggf. Nationalregister-Nummer, Staatsangeharigkeit (1)
b Wohnsitz (Siasse und Hausnummer, Nummer des Briefkastens (2),
Postieitzah, Ortschaft) und Telefonmummer :
. Hinweis auf den Personalausweis oder die Aufenthaltsgenchmigung (3)
4. Ort, an dem der Berul ausgeibt wird (Strasse und Hausnummer, Nummer
des Briefkastens (2), Postleitzahl, Ortschaft) und Telefonnummer :
B Fir juristische Personen
2 Vallstindige Benennung (in grossen Druckbuchstaben) (4)
b Geselischafissitz (vollsandige Anschrif) :
Strasse - N
Nummer des Driciasens () Postiitzahl :
Onschaft Telefon
€ Weitere Auskinfie
Datum der Grindungsurkunde
Nane und Amssie des bewkondenden Notars
Datum jeder die Satzungen abindemden Urkunde
Daten der Veroffentichung in den Anlagen zum Belgischen Statsbart der
Grindungsurkunde nd der Abinderungsurkunden (5) -
Ort, an dem die Buchfuhrung gefohrt wird
C. Far alle Mehrwertsteuerpflichiigen
4 Gebrauchliche Benennung(en) (6)
b Nicderlassungen (1)

Hauptverwaltungssitz (7X8)

Sonstige(r) Verwaltungssiz(e)in Belgien (1)

‘Sonstige(r) Niederlassung(en) in Belgien (7(9)
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Dise Wahl besteh nur, weaa der
Mebrwertsteverpfichige. seinen
Wohnsir odr seinen iz i it
e ht, i e e kocdierien
Gese her den Speachengebeauch
im Verwalungswesen dergleichen
W vegesehen haben.
Notgentall komn das Kontolam:
diesheriglcn nihere Erienngen
ey

Vo dem Mebrwerstesepfichige
awafiln, der bres voher e der.
WSt cngergen gevesen it

Den Vemerk « i »cinrgen, wen
dicse Nummer moch sicht eret
worden

Handel dertic Untercichne (in)
i s g Namen,
i sinfive Eigenschatl angeben
Bevolimchiie(), Gselschaie(s,
Geschafistubrrtn) Verwaier(n),
oy

IV- Sonsnae Avskowrre.

Sprache, die der Mehrwertsteuerpflichtige far seine Beziehungen mit
den MWSt-Diensten wahlt (1) :
Zutreflendes Fach ankreuzen
Dewsch Franzisisch () Niederlindisch [
b, Eintragung in das Handels- oder Handwerksregister:
Hier die bestehenden Eintragungen anfuhren -
Gericht Nummer Gericht Nummer

¢ Eintragung bei der MWSt ) :
Zugeteilie MWSt-Nummer :
Damaliges zustindiges Kontrollamt
4. Nationalnummer (3

V- DBeaxanne 64Es GESCHATTSFONDS

Hier angeben, ob cin Geschafisfonds Gbemommen worden ist oder nicht

Bejahendenfals erfiutem
1. den Namen oder die Benennung, die Anschri
der Abuetenden :

2. 0b die Ubernahme die Gesamiheit oder einen Teil des Geschafisfonds des/der
Abiretenden umfasst: S
3. 0b der Saldo (Kredit- oder Debetsaldo) des auf den Namen des/der Abtretenden
erdffneten MWSt-Kontokorrentkontos cbenfalls in der Ubermahme enthalien

VI DATUM 00 UNTEkscrie

Jede(s) Anmeldepflichiige vermerkt neben scinerfihver Unterschrit seinenfhven
Namen in grossen Druckbuchstaben sowie seinefitve Eigenschaft (4):

Datum . S -

Unterschifen)

Zur Beachtung,
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BEMERKUNGEN

1. Hat ein(e) Mehrwertsteuerpflichtige(r) keine feste Niederlassung in Belgien, muss er (sie)
geméss Aftikel 55 des MWSt-Gesetzbuches, bevor er(sie) irgendeine wirtschattliche
Handlung im Infand (mit Ausnahme derjenigen, fir die sein (ihr) Kunde in Anwendung von
Artikel 51 § 2 vorgenannten Gesetzbuches der Steuerschuldner ist) bewirkt. vom
Finanzminister oder von dessen Beauftragtem eine(n) in Belgien wohnhaftende(n)
Vertreter(in) anerkennen lassen

Die Anerkennung eines (einer) haftenden Vertreters (Vertreterin) beantragt der (die) im
Ausland ansassige Mehrwertsteuerpflichtige bei der MWSt-Zentraldienststelle fur
auslandische Mehrwertsteuerpflichtige : in seinem (ihrem) Antrag gibt er(sie) die in Artikel
53 Absalz 1 Ziffer 1. des MWS-Gesetzbuches vorgeschriebene Erklarung iber
Tatigkeitsaufnahme ab und vermerkt die volistandigen Personalien des (der) haftenden
Vertreters (Vertreterin). den (die) er (sie) der Verwaltung zur Anerkennung vorschlagt

2. Der (Die) haftende Vertreter(in) muss die Vertragsfahigkeit besitzen. im Inland ansassig
sein. eine ausreichende Zahlungsfahigkeit besitzen. um die den Mehrwertsteuerpfiichtigen
durch das Mehrwertsteuergesetzbuch oder in dessen Durchfihrung auferlegten Pflichten
2u ertillen, und die Vertretung des (der) Mehrwertsteuerpflichtigen tbernehmen wollen

3 Der (Die) haftende Vertreter(in) haftet gesamtschuldnerisch mit seinem (ihrem) Auftraggeber
fur die Zahlung der Steuer. der Zinsen und der Geldbussen. die auf Grund der vom
Aufiraggeber gemachten Geschéfte geschuldet sind : der (die) haftende Vertreter(in) tritt
an die Stelle seines (ihres) Auftraggebers fur alle Rechte beziehungsweise Pflichten. die
dem Auftraggeber durch das MWS!-Gesetzbuch oder in Durchfihrung desselben gewahrt
beziehungsweise auferlegt werden

4. Bei Ableben des (der) haftenden Vertreters (Vertreterin). bei Entzug seiner (ihrer)
Anerkennung oder bei Eintritt eines Ereignisses, das seine (ihre) Unfahigkeit zur Foige
hat, muss der (die) haftende Vertreter(in) unverziiglich ersetzt werden

5. Es obliegt ihm (ihr). die auf mehrwertsteuerlichem Gebiet erforderlichen Formlichkeiten
an Stelle des (der) im Ausland ansassigen Mehrwertsteuerpflichtigen zu erledigen und
insbesondere

1 wenn der (die) im Ausland ansssige Mehrwertsteuerpflichtige seine (ihre) Ttigkeit
andert oder einstelll. eine diesbeziigliche Erklarung einzureichen

2" periodisch eine Erklarung iiber die Umsatze einzureichen, die der (die) im Ausland
ansassige Mehrwertsteuerpflichtige in Belgien in Ausiibung seiner (ihrer) wirtschaftiichen
Tatigkeit bewirkt. ob diese Umsatze steuerpflichtig sind oder nicht

3" innerhalb der fir die Abgabe der unter Ziffer 2. erwahnten Erklarung festgesetzten Frist
die geschuldete Steuer zu entrichten

4 die in Artikel 53quinquies des MWSt-Gesetzbuches bezeichnete Liste jedes Jahr vor
dem 31 Marz einzureichen

5 diein Artikel S3sexies des MWSt-Gesetzbuches vorgesehene vierteljahriche Liste der
innergemeinschaftlichen Handlungen einzureichen. und zwar spatestens am zwanzigsten
Tag des ersten Monats nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljares. in dem dergleichen
Handlungen bewirkt worden sind

6. Der (Die) haftende Vertreter(in) ist ausserdem verpflichtet, fur Rechnung seines (ihres)
Auftraggebers die im Mehrwertsteuergesetzbuch und in den Durchfuhrungsverordnungen
vorgesehenen Rechnungen. Bucher und Unterlagen zu erteilen. zu fuhren und
aufzubewahren

Er (Sie) muss eine Buchhatung fahren, die mindestens aus einem Rechnungs-eingangsbch.
einem Rechnungsausgangsbuch, einem Einnahmejournal, Kundenkonten und einer Tabelle
der Investitionsgitter besteht

Ins Rechnungsausgangsbuch tragt er (sie) unter anderem das Dokument ein. das er (sie)
nach Massgabe der Bestimmungen von Artikel 4 § 2 des Koniglichen Erlasses Nr. 31 vom
29. Dezember 1992 ausstellen muss.
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